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Vergrämungs- und / oder Entwertungsmaßnahmen

> Brutvögel

Für die betroffenen landwirtschaftlichen Nutzflächen innerhalb des Baufeldes

stellt die vorzeitige Baufeldräumung mit anschließendem kontinuierlichem Bau-
betrieb hinreichend sicher, dass während der Bauzeit keine Ansiedlungen auf
den Bauflächen stattfinden.

Sollte dies wegen eines Baubeginns während der unter "Bauzeitenbeschrän-
kung" genannten Zeiträume nicht gewährleistet sein, sind Ansiedlungen von
Brutvögeln im Vorfeld auf andere Art zu vermeiden. Dazu sind die nachfolgend
dargestellten Vorgaben für die Baufeldräumung (Knicks) zu beachten bzw. ge-
zielte Vergrämungsmaßnahmen (Offenflächen: Aufstellung von Flatterbändern
in ausreichender Dichte im Bereich des Baufetdes ab dem 01.03. bis Baube-

ginn) durchzuführen.

Die Baufeldräumung von im Baufeld vorhandenen Gehölzbeständen findet ge-
maß § 39, Absatz 5, Ziffer 2 BNatSchG vor Beginn der Vegetationsperiode und
außerhalb der Brutzeit wertgebender Arten statt (Anfang Oktober bis Anfang
März).

Besatzkontrolle

> Brutvögel

Falls die Vergrämungsmaßnahmen nicht bereits vor Beginn der Brutzeit durch-
geführt werden können und der Baubeginn in die oben genannten Bauzeiten-
beschränkungsfristen fällt, sind alle Bereiche mit Lebensraumpotenzial für die
betroffenen Arten bzw. Gilden vor Baubeginn über die ökologische Baubeglei-
tung auf Besatz zu prüfen.

Im Zuge der Besatzkontrolle sind die Baufelder und Zuwegungen unter Berück-
sichtigung des Umfeldes auf Anwesenheit und Brutaktivitäten zu prüfen. Fällt
die Besatzkontrolle negativ aus, muss mit der Bauausführung innerhalb von 5
Tagen begonnen werden. Geschieht die Aufnahme der Bauarbeiten später,
muss diese wiederholt werden. Kann ein Brutverhalten nicht ausgeschlossen
werden, so ist die Bauausführung am betreffenden Standort bis zur Beendigung
der Brut (Flüggewerden der Jungvögel) auszusetzen. Besatzkontrollen und
Nachweis der Beendigung der Brut sind im Rahmen einer ökologischen Baube-
gleitung zu dokumentieren.

> Fledermäuse

Für Gehölzbestände im Eingriffsbereich ist eine Kontrolle der Bäume auf poten-
ziell als Quartier geeignete Strukturen (Höhlen, Spalten etc. ) und Besatz (En-
doskopie) erforderlich.

Sollte der Verlust von potenziell als Fortpflanzungs- und Ruhestätte dienenden
Bäumen festgestellt werden, so ist in einem weiteren Schritt zu prüfen, ob die
Funktionalität der Lebensräume im räumlichen Zusammenhang gewährleistet
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bleibt (weitere adäquate Höhlen-/ Spaltenbäume in ausreichender Anzahl in der
Umgebung). Ist dies der Fall, sind keine weiteren Maßnahmen erforderlich. Ist
dies nicht der Fall, sind räumlich benachbart Ersatzquartiere anzubringen.

> Haselmäuse

Bei einer durch eine Rodung betroffenen Gehölzlänge ab 30 m oder einer Ab-
Wesenheit von Ausweichhabitaten muss vor der Durchführung des Gehölz-

rückschnitts sichergestellt werden, dass sich keine Individuen der Haselmaus
innerhalb des betroffenen Bereiches befinden (Besatzkontrolle). Im Vorfeld
muss eine Besatzkontrolle durch Suche nach arttypischen Freinestern und Ein-
satz von Niströhren durchgeführt werden.

Vorhandenen Tiere sind abzufangen und gemäß der unten genannten "Umsied-
lung" umzusiedeln (LLUR-SH, 2018102). Grundsätzlich sind bei allen Eingriffen
in Gehölze die unter den "Bauzeitenregelung" und "Knickrodung" aufgeführten
Vermeidungsmaßnahmen und ggf. die Begleitung durch geschultes Fachper-
sonal im Rahmen einer Umweltbaubegleitung erforderlich.

> Amphibien

Bei Ausführung der Bauarbeiten zur Grabenquerung (Verrohrung u. a. ) zwi-
sehen dem 1.3. und 31. 10. muss das Baufeld direkt vor den Arbeiten aufVor-
kommen von Amphibien (insb. dem streng geschützten Moorfrosch) geprüft
werden. Hierfür wird am Tage der Baumaßnahmen direkt vor Baubeginn eine
Besatzkontrolle der Grabenabschnitte und -böschungen durchgeführt, welche
zugeschüttet bzw. verrohrt werden. Im Rahmen der ökologischen Baubeglei-
tung werden die eventuell im Baubereich vorhandenen Amphibien bzw. deren
Laich oder Larven abgefangen und in umliegende Bereiche außerhalb des Bau-
feldes umgesetzt. Eine besondere Sorgfalt ist dabei während der Laichzeit im
Frühjahr geboten (ca. 15. 3. -15. 4. ) und solange sich die Larven in den Gewäs-
sern befinden (bis Mitte/Ende Juli). Sollten sich Larven oder Laich im betroffe-
nen Grabenabschnitt befinden, müssen diese vorsichtig abgekeschert und um-
gesetzt werden. Im Spätsommer und Herbst dürfte sich der Aufwand deutlich
verringern, da nur noch mit einzelnen adulten oder subadulten Amphibien zu
rechnen ist.

Sofern es sich in den Bauablauf integrieren lässt, wird empfohlen, alle Graben-
querungen an möglichst wenigen Terminen direkt hintereinander durchzuführen
und den übrigen Wegebau anzuschließen (oder umgekehrt). So können bei der
ökologischen Baubegleitung an möglichst wenigen Terminen alle betroffen Gra-
benabschnitte kontrolliert und freigemacht werden.

Sobald ein ungefährer Zeitraum feststeht, in dem die Baumaßnahmen erfolgen
sollen, sollte eine ökologische Baubegleitung beauftragt werden.

102 LLUR-SH (2018). Merkblatt zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Bestim-
mungen zu Schutz der Haselmaus bei Vorhaben in Schleswig-Holstein.
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Pflege des Umgebungsbereichs derWindenergieanlagen, insbesondere des
Mastfußbereichs

> Brutvögel und Rotmilan

Um die Anlockung von Greifvögeln u.a. Beutegreifern in den Nahbereich der
Windenergieanlagen zu verringern, ist der Mastfußbereich als Nahrungshabitat
möglichst unattraktiv zu gestalten (Ziel: keine kurzrasigen / offenen Bereiche).
Im Mastfußbereich ist daher eine Ruderalflur (nach Standardliste der Biotopty-
pen S-H) aufwachsen zu lassen. Eine Mahd ist nicht oder höchstens einmal im
Jahr durchzuführen. Die Mahd hat zwischen dem 01. 09. und dem 28. /29. 02 des

Folgejahres zu erfolgen. Gehölzaufwuchs ist zu vermeiden. Jegliche Aufschüt-
tungen im Mastfußbereich, den Zuwegungen oder auf Kranstellflächen, insbe-
sondere die Zwischenlagerung von Stalldung, ist zu vermeiden. Die Flächensi-
cherung sowie die Umsetzung der Maßnahmen und damit die Funktionstüch-
tigkeit des Ablenkungskonzeptes (siehe Bereitstellung und Ausgestaltung von
Ablenkflächen) sind nach der Vorgabe in derGenehmigungsauflage spätestens
vier Wochen vor der Inbetriebnahme der geplanten WEA nachzuweisen.

Knickrodung

> Brutvögel

Die Rodung von Knicks hat gemäß den Durchführungsbestimmungen zum
Knickschutz i.V. mit § 39 BNatSchG im Zeitraum vom 1 . Oktober bis einschließ-
lich des letzten Tages des Monats Februar zu erfolgen (MELUR 2017103). Bei
einer Rodung in diesem Zeitraum ist aufgrund der fehlenden Eignung als Brut-
habitat für Gebüschbrüter eine Betroffenheit von Individuen auszuschließen.

> Haselmäuse

Bei Knicks sind aufgrund der hlabitateignung für Haselmäuse neben den oben
genannten Rodungsfristen weitere Vorgaben für die Rodung von Knicks zu be-
rücksichtigen (siehe Bauzeitenregelung). Demnach dürfen die Gehölze, wenn
sie nicht zwischen dem 1. und 15. Oktober zurückgeschnitten und gerodet wur-
den, nur in Form einer gestaffelten Umsetzung entfernt werden. Bei einer Staf-
felung hat der Rückschnitt der Gehölze in einem Zeitraum vom 16. Oktober bis
zum letzten Tag des Februars oberirdisch durchzuführen. In diesem Zeitraum
ist eine Betroffenheit von Haselmäusen auszuschließen. Eingriffe in den Boden
(z. B. Rodung der Baumstubben, Entfernung der Knickwälle) oder das Befahren
des Knickfußes bzw. des Knickwalls sind unzulässig. Diese Bodenarbeiten sind
vom 1. 5. bis 31. 10. und damit außerhalb der Winterschlafperiode der hlasel-
maus durchzuführen.

103 MELUR (Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume
Schleswig-Holstein) 2017: Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz. Erlassvom
20.01.2017
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Es ist dabei eine schonende Fällung der Bäume (vorsichtiges Ablegen der
Baumstämme und Gehölzschnitt am Standort der Fällung / Rückschnitts) ohne
Befahrung und ohne anschließendes Ausgraben der Stubben durchzuführen.
Der gesamte Bewuchs an Gehölzen und Sträuchern ist dabei oberirdisch so tief
wie möglich zurückzuschneiden bzw. auf den Stock zu setzen, ohne jedoch in
den Boden einzugreifen. Des Weiteren wird der Lebensraum für Haselmäuse
unattraktiv gemacht, indem das entstandene Schnittgut sofort abtransportiert
wird, sodass eine erneute Ansiedlung der Haselmaus im Frühjahr nach Ab-
schluss des Winterschlafs vermieden wird (LLUR 2018104). Durch die Entnahme
der der Gehölze als Nahrungshabitate werden die Flächen unattraktiv bzw. un-
geeignet für die Art gestaltet (z. B. Bright et ai. 2006; Bright und Morris 1994;
Juskaitis und Büchner 2010). Sollte eine Erfassung ein Haselmausvorkommen
im Bereich des Vorhabens nicht bestätigen, entfallen die haselmausbezogenen
Vorgaben für die Rodung von Knicks.

Betriebsvorgaben und Monitoring

> Fledermäuse

Das LLUR sieht Abschaltungen des Betriebes bei folgenden für Fledermäuse
besonders günstigen Witterungsbedingungen vor:

. Zeitraum 1 Stunde vor Sonnenuntergang bis 1 Stunde nach Sonnenaufgang

. Temperatur > 10°C

. Wind < 6 m/sec

Als zusätzlicher Parameter kann die Niederschlagsfreiheit, die mit einer Nieder-
schlagsintensität von weniger als 0, 5 mm/h definiert wird, in die Inhaltsbestim-
mung aufgenommen werden. Es soll der "Thies Laser-Niederschlags-Monitor"
(5. 4110. 10. 000) von NORTHTECzum Einsatz kommen. Es ist darzustellen, dass
regelmäßige und dauerhafte Niederschlagsmessungen nachweislich verläss-
lich möglich sind (dauerhafte Funktionalität).

Die Windenergieanlagen sind mit einer Abschaltvorrichtung zu versehen und im
Zeitraum der Lokalpopulation und der Herbstmigration (10. 05. bis 30. 09. ) in der
Zeit von 1 Stunde vor Sonnenuntergang bis 1 Stunde nach Sonnenaufgang bei
den oben genannten Witterungsbedingungen abzuschalten.

Nach Errichtung der Windenergieanlagen besteht die Möglichkeit den Betrieb-
salgorithmus zu überprüfen und ggf. anzupassen. Hierfür kann nach Inbetrieb-
nähme der Windenergieanlage die Fledermausaktivität im Bereich des Rotors
im Rahmen eines 2-jährigen Monitorings in der Zeit vom 10. Mai bis zum 30.
September erfasst werden.

104 LLUR (Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume) 2018: Merkblatt
zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Bestimmungen zu Schutz der Hasel-
maus bei Vorhaben in Schleswig-Holstein.
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Hierzu ist ein hochempfindliches Elektret-Mikrofon (z. B. Avisoft Kowles FG mit
UltraSound-Gate) an der Gondel zu installieren. Die Spezifikationen des Geräts
müssen ausreichen, um Abendsegler bis in eine Entfernung von 70 m und Rau-
hautfledermäuse in einer Entfernung 30-40 m erfassen zu können. Die Ergeb-
nisse sind der Unteren Naturschutzbehörde abschließend in Berichtform vorzu-

legen.

Die Daten des Fledermaus-Langzeitmonitorings sind nach Tagesaktivitäten so-
wie im Nachtverlauf in Minuten-lntervatlen (present / absent) auszuwerten. Wer-
den im Untersuchungszeitraum in 3 Nächten die aufsummierten Aktivitätsereig-
nisse pro Nacht von 30 überschritten oder Aktivitäten von mehr als 100 in einer
Untersuchungsnacht erreicht, sind Betriebsvorgaben für den Fledermausschutz
über den Erfassungszeitraum hinaus erforderlich.

Sollten sich aufgrund der Aktivitätsmessungen bestimmte Aktivitätsschwer-
punktzeiträume feststellen lassen, kann begründet eine Abschaltung begrenzt
auf nur diese Zeiträume erfolgen.

Die Daten sind der zuständigen Genehmigungsbehörde (LLUR) jeweils einmal
im Jahr vorzulegen. Der Abschaltalgorithmus kann ergebnisentsprechend nach
gutachterlicher Bewertung und Prüfung durch das LLUR, sowie durch Zustim-
mung der zuständigen Naturschutzbehörde angepasst werden. Sollte sich be-
reits nach einem Untersuchungsjahr zeigen, dass nachweislich stets geringe
Fledermausaktivitäten (aufsummierte Aktivitätsereignisse pro Nacht < 11) ge-
messen werden, kann die Verpflichtung zum Höhenmonitoring im 2. Jahr nach
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde aufgehoben werden.

Umsiedlung

> Haselmäuse

Bei einer durch eine Rodung betroffenen Gehölzlänge ab 30 m oder einer Ab-
Wesenheit von Ausweichhabitaten ist im Vorfeld eine Besatzkontrolle durchzu-

führen (siehe Besatzkontrolle).

Erfolgt ein Nachweis für ein Vorkommen der Art, muss eine Umsiedlung der
Tiere in Bereiche mit ausreichend Habitatkapazität erfolgen. Die Umsiedlung
erfolgt nach der Hard-Release-Methode (LLUR-SH, 2018105). Für den Fang und
die Umsiedlung sind Niströhren in sehr hoher Dichte, sprich eine Röhre pro 3
m Gehölzlänge durchzuführen. Die Umsiedlung beginnt mit dem ersten Nach-
weis einer Haselmaus im Gehölz. Nach dem ersten Nachweis ist eine Intensi-

vierung der Besatzkontrollle halbmonatlich und eine Fortsetzung der Um-sied-
lung bis direkt vor Beginn der Gehölzarbeiten durchzuführen. Zudem wird eine
nicht-invasive Markierungsmethode der umgesiedelten Individuen genutzt, um
auf eine ggf. einsetzende Rückwanderung reagieren zu können.

105 LLUR-SH (2018). Merkblatt zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Bestim-
mungen zu Schutz der h4aselmaus bei Vorhaben in Schleswig-Hotstein.
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Betriebsregulierung in Abhängigkeit von landwirtschaftlichen Nutzungser-
eignissen

> Rotmilan

Zur Minimierung des Kollisionsrisikos für den Rotmilan gelten folgende Vorga-
ben (siehe BioConsult 2020106):

Die Windenergieanlagen werden bei Grünland-Mahd ab dem Zeitpunkt des
Mahdbeginns und an den drei folgenden Tagen abgeschaltet.

Für ackerbaulich genutzte Flächen (außer Ackergras) erfolgt die Abschaltung
am Erntetag und den vier folgenden Tagen.

Der Abschaltradius bezieht sich auf den 500 m Umkreis der Windenergieanla-
gen. Flächen, die vollumfänglich oder mit wesentlichen Flächenanteilen in die-
sem Radius liegen, lösen eine Abschaltung der jeweils betroffenen Windener-
gieanlage aus. Die Abschaltung gilt tagsüber (1 h vor Sonnenaufgang bis 1 h
nach Sonnenuntergang) für den Zeitraum vom 1. Mai bis 31. August eines Jah-
res. Die Abschaltung ist jeweils durch eine kurze Mitteilung über die beginnende
Mahd an die Betriebsführung sicherzustellen. Dadurch wird das Kollisionsrisiko
für Großvögel, die durch das dann kurzzeitig erhöhte Nahrungsangebot bzw.
die bessere Zugänglichkeit der Nahrungsflächen angelockt werden, stark ver-
ringert. Die Abschaltungen sind jährlich in geeigneter Weise bei der UNB zu
dokumentieren.

Bereitstellung und Ausgestaltung von Ablenkflächen

> Rotmilan

Um die Flugaktivität von Rotmilanen innerhalb des Windparks zu vermindern
sowie die Nahrungsverfügbarkeit und Attraktionswirkung von Flächen und
Saumstrukturen außerhalb der geplanten Windenergieanlagen zu fördern, wer-
den je geplanter Windenergieanlage 2 ha (ab Windenergieanlage 11 1 ha) Ab-
lenkfläche bereitgestellt und entsprechend ausgestaltet. Für die 12 geplanten
Windenergieanlagen ergibt sich somit eine Flächengröße von 22 ha als Ablenk-
fläche.

Um die größtmögliche Wirksamkeit der Maßnahme zu gewährleisten, gelten bei
der Auswahl der Ablenkflächen folgende Kriterien:

. möglichst zusammenhängende Bereiche;

. Lage außerhalb eines 500 m-Bereichs um die Windenergieanlagen;

. Lage in der unmittelbaren Umgebung der jeweilig betroffenen Rotmilan-
Brutplätze und deren Nahrungssuchbereichen; empfohlen wird ein Umkreis

106 BlOCONSULT SH GmbH & Co. KG 2020: Repowering Windpark Kesdorf/Süsel, Vorrang-
gebiet Nr. PR3_OHS_062, Gemeinden Süsel und Scharbeutz Kreis OstholsteinMaf^-
nahmenkonzept zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote nach § 44 BNatSchG
für den Rotmitan, Stand: September 2020.
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von 1. 000 m, weil in diesem Umkreis in der Regel bis zu 50 % aller Flüge
stattfinden (MAMMEN et ai. 2014);

. Räumlicher Verbund mit weiteren attraktiven Nahrungsflächen des Rotmi-
lans, wie z. B. Grünlandbereiche, Kleegrasäcker und weiteren Rand- und
Saumbereichen entlang von Gehölzen wie Knicks oder Waldrändern.

Ausgeschlossen werden Flächen, die im 500 m Radius um benachbarte Vor-
Fanggebiete liegen sowie direkte Bereiche um Siedlungen.

Um auf den Ablenkflächen nach mehrjähriger Kleegrasnutzung den Ackerstatus
nicht zu verlieren, werden insgesamt 27,5 ha Ablenkfläche bereitgestellt, wovon
ein Fünftel jährlich umgebrochen wird. So wird gewährleistet, dass für den Ge-
nehmigungszeitraum der Windenergieanlagen stets mindestens 22 ha Ablenk-
flächen mit entsprechender Nutzung verfügbar sind.

Die 22 ha bzw. 27,5 ha an benötigten Ablenkflächen werden auf 3 Standorte
aufgeteilt:

1. 6,4 ha bzw. 8 ha im Umgebungsbereich nördlich des Waldes Bookholt; Flur-
stück 10, Flur 1, Gemeinde Barkau. Vorgesehen ist hier die Umwandlung
einer Ackerfläche in eine Luzerne-/Kleegrasfläche (Grünland) mit Staffel-
mahd.

2. 6, 4 ha bzw. 8 ha im Umgebungsbereich des Waldstücks westlich von Bar-
kau; Flurstück 16 und 17, Flur 1, Gemeinde Barkau; Vorgesehen ist hier die
Umwandlung einer Ackerfläche in eine Luzerne-/Kleegrasfläche (Grünland)
mit Staffelmahd.

3. 9, 2 ha bzw. 11, 5 ha südöstlich von Gießelrade; Flurstück 36, Flur 2, Ge-

meinde Gießelrade; Vorgesehen ist hier die Umwandlung einer Ackerfläche
in eine Luzerne-/Kleegrasfläche (Grünland) mit Staffelmahd.

Aufgrund der Nähe zueinander werden die Ablenkflächen 1 und 2 als großer
Komplex zusammengefügt (12,8 ha Ablenkfläche). Die Gesamtfläche von
12,8 ha wird ab dem 1. Mai bis Mitte September abschnittsweise häufig gemäht.
Die für die Mahd vorgesehene Flächengröße beträgt ca. 1,6 ha und das Mahd-
Intervall 5 Tage. Nach 40 Tagen107 ist der Ablenkflächenkomplex (Nr. 1 und 2)

vollständig gemäht und der Mahdzyklus beginnt von vorn.

Für die Ablenkfläche 3 südöstlich Gießelrade ist ein ähnlicher Mahdzyklus vor-
gesehen. Die für die Mahd vorgesehene Flächengröße beträgt jedoch ca. 1, 15
ha. Bei einer Mahd alle 5 Tage ist die Ablenkfläche (9, 2 ha) nach 40 Tagen108
vollständig gemäht und der Mahdzyklus beginnt von vom.

Zur Förderung der lokalen Kleintierpopulationen als Nahrungsgrundlagefürden
Rotmilan wird am östlichen und nördlichen Rand der Ablenkfläche 1 und am

107 Bei 40 Tagen und einer Mahd alle 5 Tage sind 8 Mahdgänge durchzuführen.
12, 8 ha Ablenkfläche geteilt durch 8 = 1,6 haje Mahdgang.

108 Bei 40 Tagen und einer Mahd alle 5 Tage sind 8 Mahdgänge durchzuführen.
9, 2 ha Ablenkfläche geteilt durch 8 = 1, 15 haje Mahdgang.

Seite 156 von 197



PROKOM

östlichen Rand der Ablenkfläche 2 auf einer Länge von insgesamt 640 m und
einer Breite von mindestens 10 m (5% der Ablenkflächen: 0, 64 ha) ein Blüh-
streifen angelegt. Die Blühstreifen können zwischen den Ablenkflächen 1 und 2
aufgeteilt (2 x 320 m) werden. Zusätzlich wird am westlichen Rand der Ablenk-
fläche 3 auf einer Länge von 460 m und einer Breite von mindestens 10 m (5%
der Ablenkfläche: 0,46 ha) ein Blühstreifen angelegt. Die Blühstreifen werden,
im Gegensatz zu den Ablenkflächen, während der Anwesenheit der Rotmilane
(April bis September) nicht gemäht.

Zusätzlich zu der Dokumentation der Betriebsregulierung ist ein einmaliger Be-
rieht über die Herrichtung derAblenkflächen und jährliche Berichte über die Be-
wirtschaftung bzw. Pflege der Ablenkflächen an die UNB zu übermitteln.

Aufwertung von Gehölzen

> Haselmäuse

Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen durch Gehölzrodungen sind
für Haselmäuse Aufwertungen bestehender Gehölzbereiche durch Anpflanzung
von Bäumen und Sträuchern in Vegetationslücken, Störstellen oder Dominanz-
beständen von Nicht- Nahrungspflanzen sowie Ausbringen von Nisthilfen vor-
gesehen. Gemäß dem Haselmaus-Maßnahmenkonzept von BIOCONSULT
2020109 bewirken Aufwertungen eine:

. Erhöhung des Anteils potenzieller Nahrungspflanzen am Bestand,

. Erhöhung des Strukturangebotes und

. Erhöhung des Artenspektrums potenzieller Nahrungspflanzen.

Eine Aufwertung von Gehölzen ist auf die Zielbewertungen 3 und 4 beschränkt.
Die Methodik der Gehölzbewertung ist unter Ziffer 6. 2. 3. 3 (Haselmaus) be-
schrieben. Im Haselmaus-Maßnahmenkonzept sind je nach Gehölzrodung und
ermitteltem Umfang an Aufwertung sowohl die Länge der Aufwertungsbereiche
mit Anzahl der Sträucher und Bäume pro Meter als auch die Anzahl von dauer-
haften Nisthilfen pro Meter einzeln für jeden Gehölzdurchbruch aufgeführt.

109 BIOCONSULT SH GmbH & Co. KG 2020: Repowering Windpark Kesdorf/Süsel, Vor-
Fanggebiet Nr. PR3_OHS_062, Gemeinden Süsel und Scharbeutz Kreis Ostho[stein
Maßnahmenkonzept zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote nach § 44
BNatSchG für die Haselmaus, Stand: Mai 2020
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6.2. 5.3 Ausgleichsmaßnahmen

Die Ausgleichsflächen und Ersatzmaßnahmen der unter Ziffer 6. 2.3 benannten
Ausgleichserfordernisse durch das Repowering im Plangeltungsbereich des Be-
bauungsplans Nr. 50 werden im Folgenden aus dem LBP von GFN 2020110 ent-
nommen.

Für den Ausgleich des Eingriffs nutzt der Vorhabenträger u. a. folgende Möglich-
keiten:

. Vertragliche Sicherung von Flächen im Bereich des Schwartautals (teilweise
als Fortführung von Ausgleichsflächen aus dem zu repowernden Windpark
Kesdorf-Süsel),

. Sicherung weiterer Ausgleichsflächen (teilweise als Fortführung von Aus-
gleichsflächen aus dem zu repowernden Windpark Kesdorf-Süsel),

. Ankauf regionaler Ökopunkte.

Ausgleichsflächen entlang der Schwartau

Es konnten im Bereich der Schwartauniederung Flächen gesichert werden (Lage
siehe Abb. 15), die in Abstimmung mit der UNB für den Ausgleich angerechnet
werden können. Auf allen Flächen - bis auf das Flurstück 17 der Flur 3, Gemar-

kung Kesdorf- ist eine extensive Grünlandnutzung vorgesehen. Auf dem Flurstück
17 der Flur 3, Gemarkung Kesdorf, soll eine natürliche Sukzession stattfinden.

Die Flächen, die entlang der Schwartau gemäß einem öffentlich-rechtlichen Ver-
trag mit dem Kreis Ostholstein vom 30. 07. 2001 für den Ausgleich gesichert werden
konnten, liegen teilweise innerhalb des Biotopverbundsystems bzw. grenzen hie-
ran an. In Abstimmung mit der UNB (23. 01.2020/20.05.2020) können Flächen, die
bisher als Ausgleichsflächen für den bestehenden Windpark dienen, mit dem Wert
des Ursprungsbiotops angerechnet werden. Die Lage im bzw. am Biotopverbund
spiegelt sich in den in Tabelle 24 dargestellten Anrechnungsfaktoren wider.

Tab. 24: Ausgleichsflächen entlang der Schwartau

r. emarkung lurstück lur röße(ha)

1 Kesdorf

2 Kesdorf

3 Kesdorf

4 Kesdorf

17

45/5 (Teil)

23

15 (Teil)

2

3

3

0,63

0,70

1, 18

0,58

.
Faktor

[(Biotop/

Lage)

0,95

1, 15

1

1, 15

uschlag Gewäs
errandstreifen

100%

Ausgleichs-
fläche

(ha)

0,60

0, 81

1, 18

1,25

110 Gesellschaft für Freilandökologie und Naturschutzplanung mbH (GFN) 2020:
Repoweringvorhaben in der Gemeinde Süsel. Landschaftspflegerischer Begleitplan.
Stand: Oktober 2020.
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r. markung lurstück

aktor

lur röße (ha) Biotop/

e)

schlag Gewäs
errandstreifen

5 Kesdorf

6 Kesdorf

7 Kesdorf

8 Kesdorf

9 Ekelsdorf

10 Ekelsdorf

11 Ekelsdorf

12 Kesdorf

13 Kesdorf

14 Kesdorf

umme

63

20

49/4

18

49

54/2

57

40/1

9 (Teil)

14 (Teil)

2

3

2

3

2

2

2

3

3

3

0, 85

3, 16

1, 14

1,83

0,46

0,84

1, 01

1,90

3, 71

1,28

19,27

0,95

0,95

0,95

0,95

0,95

0,95

0,95

0,8

1, 15

0,95

Ausgleichs-

fläche

(ha)

0,81

3, 04

1,08

1,74

0,43

0,80

0,96

1,52

4,26

1,21

19,69

Als Ausgleich für die 10 Windenergieanlagen in der Gemeinde Süsel stehen ent-
lang der Schwartau insgesamt rd. 19, 69 ha Ausgleichsflächen zur Verfügung.
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Abb. 15: Lage der Ausgleichsflächen entlang der Schwartau

Auf den Ausgteichsflächen sind die nachfolgenden Maßnahmen vorgesehen:

Aus leichsmaßnahme: Sukzession auf der Fläche Nr. 1

Die Fläche dient bereits als Ausgleichsmaßnahme für die Altanlagen. Das Flur-
stück 17 der Flur 3 der Gemarkung Kesdorfwird, wie bisher, der natürlichen Ent-
Wicklung überlassen (Sukzession). Eine Entwässerung, ebenso wie das Umbre-
chen oder Abschleppen der Fläche ist unzulässig. Das Ausbringen von Düngemit-
teln oder Pestiziden ist, wie die Errichtung von baulichen Anlagen, sonstigen Flä-
chenversiegelungen, gesonderten Bodenaufschüttungen oderAbgrabungen unzu-
lässig.
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Aus leichsmaßnahme: Extensives Grünland für die Flächen Nr. 2 -14

Die Flächen dienten bereits teilweise dem Ausgleichserfordernis für die Altanla-
gen. Für die Flächen Nr. 2 -14 werden vertraglich folgende Bewirtschaftungsauf-
lagen festgelegt:

Die Flächen werden als extensives Dauergrünland bewirtschaftet. Hieran sind fol-
gende Maßnahmen gebunden:

> Kein Umbruch und keine Nach- oder Reparatursaat

> Keine zusätzlichen Entwässerungsmaßnahmen

> Zerstörung vorhandener Drainagen

> Keine Ablagerung von Materialien und Geräten

> Keine Wildfütterungen

> Keine Verwendung von Schädlings- oder Unkrautvernichtungsmitteln sowie
sonstiger Biozide

> Verzicht auf Düngemittel jeglicher Art (einschließlich Klärschlamm, Gülte, Fest-
mist, Gärreste u.a.)

Neueinsaat Acker zu Grünland

Für die Ansaat der Ackerflächen werden gebietsheimische standortgerechte Re-
giosaatgutmischungen des Nordostdeutschen Tieflandes (70% Gräser, 30 %
Krauter, Ansaatstärke 35 kg/ha) verwendet.

Sofern eine Beweidun der Flächen erfolgt, sind folgende zusätzliche Auflagen zu
beachten:

> Maximal 1 Tier pro ha (1 Rind oder Pferd bzw. Schafe) inkl. diesjährigem Jung-
tier

> Sommerbeweidung in der Zeit zwischen 1. Mai bis 31. Oktober (Beginn und
Ende der Beweidung orientiert sich an der Trittfestigkeit und am Futterangebot)

> Keine Zufütterung

> Keine Nutzung als Portionsweide

> Kein Walzen oder Schleppen

> Knicks sowie sonstige Gehölzbestände sind durch ortsübliche Abzäunung ge-
gen Ver-biss zu schützen

Sofern bei den Flächen eine Mahd vorgesehen erfolgt, ist

> die Mahd ab dem 15. Juli (2. Schnitt im Spätsommer) möglich

> das Mähgut abzufahren

> das Walzen und Schleppen nur vom 1. November bis 28. Februar zulässig.
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Die extensiv zu nutzenden Grünlandflächen entwickeln sich in der Regel zu struk-
turreichen, uneinheitlichen Flächen aus Hochstauden und höheren Grasfluren. Der

späte Mahdtermin 15. Juli wird gewählt, um die Brut der für die in diesen Strukturen
typisch vorkommenden Vogelarten nicht vorzeitig zu zerstören. Betroffen sind
Sumpfrohrsänger, Braunkehlchen, Baumpieper, Wiesenpieper, Dorngrasmücke,
Rohrammer, Wachtel und z. T. auch Kiebitz. Diese Arten haben z. T. zwei Brüten

oder mehr. In der Regel ist um den 30. Juni das reine Brutgeschäft vorbei und die
Jungen werden nach Jungenführung um den 15. Juli selbständig. Evtl. aufkom-
mendes Gebüsch kann alle 5 oder 10 Jahre entfernt werden.

Abweichungen von den Zielen und Inhalten der Auflagen sind mit dem Fachdienst
Naturschutz des Kreises Ostholstein abzustimmen.

Ausgleichsflächen im Vorranggebiet PR3-OHS-062

Es stehen für den Ausgleich weitere Flächen im Umfeld der bestehenden Wind-
energieanlagen zur Verfügung, die durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit
dem Kreis Ostholstein vom 30. 07. 2001 bereits in den vergangenen Jahren dem
Ausgleich dienten. Der Vertrag läuft mit Rückbau der geplanten Windenergieanla-
gen aus. Diese Flächen können in Abstimmung mit der UNB für den Ausgleich
vertraglich weiterhin gesichert und anerkannt werden. Hierzu sind die Ursprungs-
biotope als Grundlage für die Berechnung heranzuziehen (Abstimmung mit der
UNB vom 23. 01. 2020/20. 05.2020). Die Anrechnung der Biotoptypen erfolgt ent-
sprechend der Ökokontenverordnung (ÖkokontoVO, 2017).

Tab. 25: Anrechnung von Ausgleichsflächen im Vorranggebiet

Nr.
Gemar-

kung

15 Kesdorf

16 Kesdorf

17 Kesdorf

Kesdorf

19 Kesdorf

Kesdorf
20

21 Kesdorf

22 Kesdorf

umme

Flur-
stück

26

23

30

13

33

23

16

5

Flur

1

1

1

1

1

1

2

Ausgangs-

biotop

rünland

cker

cker

cker

cker

cker

cker

cker

cker

Ziel-Biotoptyp

Extensivgrünland

Extensivgrünland

ukzessionsfläche

ufforstung mit Still-

ewässer (§)

Extensivgrünland

Extensivgrünland

tillgewässer (§)

Laubwald

Laubwald

Größe

(ha)

0, 72

1,50

0,30

0,30

0, 61

1,30

0, 06

0, 36

0,25

5,40

Faktor

0,8

1

1

1

1

1

1

1

1

Ausgleichs-
fläche

(ha)

0,58

1,50

0,30

0,30

0, 61

1, 30

0, 06

0, 36

0,25

5,26
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Es stehen acht Flächen im Umfeld der Altanlagen zur Veri'ügung, auf denen
30.07.2001 im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Vertrags Ausgleichsmaßnah-
men vereinbart und umgesetzt wurden. Dabei handelt es sich neben extensivem
Grünland und Aufforstung auch um die Anlage von Kleingewässern, Knicks und
Sukzessionsflächen. Die Flächen werden im Folgenden kurz beschrieben.

Aus leichsmaßnahme: Extensives Grünland Flächen Nr. 15 16 19 20

Das Flurstück 23 der Flur 4, das Flurstück 23 der Flur 1 sowie das Flurstück 33 der
Flur 1 wurden aus der ackerbaulichen Nutzung genommen und zu einem extensi-
ven Grünland umgewandelt. Auch das Flurstück 26 der Flur 1 wurde vormals als
Grünland bewirtschaftet und wurde aus der intensiven Nutzung in eine extensive

Nutzung überführt. Auf dem Flurstück 33 der Flur 1 wird der angrenzende Inten-
sivacker durch Eichenspaltpfähle oder Steine von der extensiven Grünlandnutzung
abgetrennt.

Die Umwandlung in extensives Grünland ist mit denselben Bewirtschaftungsaufla-
gen umzusetzen, wie unter Ziffer 6. 2. 5. 3 für die Flächen Nr. 2-14 dargestellt.

Aus leichsmaßnahme: Sukzession Fläche Nr. 17

Auf dem Flurstück 30 der Flur 1 der Gemarkung Kesdorf wurde die ackerbauliche
Bewirtschaftung eingestellt und der natürlichen Entwicklung überlassen.

Entwässerungsmaßnahmen sowie ein Umbrechen oder Abschleppen der Fläche
sind untersagt. Der Einsatz von Dünge- oder Pestizidmitteln ist unzulässig. Auch
dürfen keine baulichen Anlagen errichtet oder sonstige Flächenversiegelungen,
gesonderte Bodenaufschüttungen oderAbgrabungen erfolgen.
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Abb. 16: Lage von Ausgleichsflächen im Plangeltungsbereich

Aus leichsmaßnahme: Aufforstun Flächen Nr. 21 und 22

Die aus der ackerbaulichen Bewirtschaftung herausgenommenen Flächen Flur-
stück 16 der Flur 1 sowie Flurstück 5 der Flur 2 der Gemarkung Kesdorf wurden
mit heimischen und standortgerechten Laubgehölzen aufgeforstet. Auch auf dem
Flurstück 13 der Flur 1 Gemarkung Kesdorf wurde neben der Gewässeranlage die
restliche Fläche aufgeforstet.

Die Gehölze wurden im Abstand von 1x1 m mit unterschiedlichen Gehölzarten ge-
pflanzt. Im Rahmen der notwendigen Pflege wird eine nachhaltige, naturverträgli-
ehe Nutzung angestrebt. Der Einsatz von Pestizidmitteln ist unzulässig.

Aus leichsmaßnahme: Knickneuanla e Flächen Nr. 20 und 22

Auf dem Flurstück 23 der Flur 4 der Gemarkung Kesdorf wurden 230 m Knick und
auf dem Flurstück 5 der Flur 2 der Gemarkung Kesdorf weitere 50 m Knick ange-
legt.
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Aus leichsmaßnahme: Anla e von Still ewässern Flächen Nr. 18 und 20

Auf dem Flurstück 23 der Flur 4 der Gemarkung Kesdorf wurde ein 600 m2 großes

Stillgewässer angelegt. Zudem erfolgte auf dem Flurstück 13 der Flur 1 der Ge-
markung Kesdorfdie Neuanlage eines rd. 300 m2 großen Stillgewässers. Die Aus-

bildung der Stillgewässer erfolgte naturnah (keine Rechteckform) mit seitlichen Bö-
schungen im Neigungsverhältnis 1:2 oder flacher. Die Gewässer wurden mit einer
Tiefwasserzone von mindestens 2 m angelegt. Die Gewässer wurden der natürli-
chen Entwicklung überlassen. Eine Nutzung als Angel- oder Fischteich ist unter-
sagt. Zudem sind keine baulichen Anlagen am oder im Gewässer zulässig.

Die verbleibende Ausgleichsfläche auf dem Flurstück 13 der Flur 1 Gemarkung
Kesdorf wurde mit heimischen und standortgerechten Laubgehölzen angepflanzt.

Ökokonten

Der verbleibende Ausgleich wird über Ökokonten abgedeckt. Es konnten die fol-
genden ökokonten für den Restausgleich infolge des Repowerings im Plangel-
tungsbereich des B-Plans Nr. 50 gesichert werden:

Tab. 26: Gesicherte Ökokonten

Nr. Name Flurstück

Untersteenrade

24 Kesdorfll 11/3

Flur/ Gemar-

kung

0 / Pönitz

2 / Kesdorf

AZ

AZ 6. 21-762-044-

20-0001

AZ 6. 21-762-041-

0004

25 Middelburg t

26 Middelburg II

27 Middelburg III

37/3, 37/4 2/Süsel-Mid- AZ 6. 21-762-041-

und 38/6 delburg 0007

48
2/Süsel-Mid- AZ 6.21-762-041-

delburg 17-0027

46/1, 44/4 2/Süsel-Mid- AZ 6. 21-762-041-
und 43/3 delburg 0009

Middelburg III 46/1, 44/4 2/Süsel-Mid- AZ 6. 21-762-041-
ufwertung und 43/3 delburg 0009

Barkau-Hoch-4, 6, 7und ,, "",_, AZ 6. 21-762-041-
28 "eitskoppel"" '"12"' 1 / Barkau 17-0035
29 BujendorfVIII 2/6

30 BujendorfV 19/7

5 / Gömnitz AZ 6. 21 -762-041 -

0024

5 / Bujendorf AZ 6.21 -762-041 -
17-0013

Punktestand Ver-

tragsschluss

37.720

13.492

19.817*

16.725*

104.877

20.699

43.021

66. 125

10.251
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Nr. Name

31 Bujendorf l

Flurstück

42/17, 45,
47, 48, 49,
0, 52/1 und

58

Flur/ Gemar-

kung

4 / Bujendorf

AZ

AZ 6.21-762-041-
0013

unktestand Ver-

tragsschluss

23. 588

Summe 356. 315

* Punktestand bei Vertragsschluss zzgl. Zinsen aus 2020 (Stand: 21 .07.2020)

Über die Ökokonten können rd. 35, 63 ha Ausgleichsbedarf gedeckt werden. Eine
Beschreibung der gesicherten Ökokonten wird im Folgenden vorgenommen.

29
30-

31

26

27

28 28

24

)0 500 I.OOOMeter

ökokonten

gesicherte ökokontenflächen (mit Nr.)

23

Status
® Neubau

!/

Rückbau

Schwerpunktberetehe des Biotopverbundsystems

Verbundadisen des Bctopverbundsystems

Abb. 17: Lage der gesicherten Ökokontoflächen mit Nummer entsprechend
der Tabelle 26
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Untersteenrade II AZ 6.21-762-044-20-0001

Das Ökokonto Untersteenrade II wird auf dem Flurstück 4 der Flur 0 der Gemar-

kung Pönitz geführt. Die Flächen wurden zum Zeitpunkt der Ökokontoeintragung
als artenarmes Intensivgrünland bzw. als mesophiles Grünland mäßig feuchter
Standorte bewirtschaftet. Von dem Ökokonto werden 37.720 Punkte herangezo-

gen.

Die Fläche wird auf einer Breite von bis zu 90 m als Gewässerrandstreifen der
Schwartau bewirtschaftet. Chemische Schädlings- und Unkrautbekämpfungsmittel
sowie sonstige Mittel und Stoffe dürfen ebenso wie Düngung jeglicher Art (ein-
schließlich Klärschlamm, Gülle, Festmist, Gärreste u.a. ) nicht eingesetzt werden.
Es wird eine natürliche Entwicklung des Gewässers und des Ufers sowie der Ge-
hölzsäume zugelassen. Sofern technisch möglich, werden die vorhandenen direkt
in das Gewässer einmündenden Drainagen entfernt oder zu unterbrochen. Grä-
ben, die der Entwässerung dienen, werden geschlossen. Eine dauerhafte Ablage-
rung von Mähgut innerhalb des Gewässerrandstreifens ist nur zulässig, sofern
diese nicht zur Zerstörung oder erheblichen Beeinträchtigung von nach § 30 Abs.
2 BNatSchG i.V. m. § 21 Abs. 1 LNatSchG gesetzlich geschützten Biotopen oder
Lebensraumtypen nach Anhang l der FFH-Richtlinie führt.

Bei der Bewirtschaftung als Grünland ist ein Umbruch von Wiesen und Weiden
ebenso wie Neuansaaten, Nach- und Reparatursaaten untersagt. Nur in Ausnah-
mefällen und nur in Abstimmung mit der UNB sind Pflegemaßnahmen zulässig.
Bei beweideten Flächen sind diese ausgeschlossen. Gehölze werden von der Be-
weidung ausgenommen. Defekte und nicht mehr benötigte Weidezäune werden
entfernt und fachgerecht zu entsorgt. Kirrungen dürfen nicht angelegt werden.
Dauerhaftes Ablagern von Material und Geräten ist nicht zulässig.

Eine Beweidung ist von Mai bis Oktober mit maximal 1 Tier pro Hektar möglich.
Bei einer ganzjährigen Beweidung wird die Großvieheinheit auf 0, 5 Tiere pro Hek-
tar reduziert. Ab dem 15.07 wird die Beweidungsstärke möglichst auf 1,5 Tiere/ha
erhöht. Eine Nutzung als Portionsweide ist ebenso unzulässig wie das Zufüttern
oder das Errichten von Mieten oder Fahrsilos. Um Schäden der Grasnarbe durch
Viehtrift zu verhindern, hat der Abtrieb im Herbst rechtzeitig zu erfolgen. Eine Ori-
entierung für den Beginn und das Ende der Beweidung bietet die Trittfestigkeit des
Bodens sowie das Futterangebot. Ggf. kann in Absprache mit der UNB die Zahl
der Tiere verändert werden, sofern es dem Entwicklungsziel dienlich ist.

Als alternative Bewirtschaftung ist eine Mähwiese möglich. Eine Nutzung als Mäh-
wiese ist mit einer 2-schürigen Mahd und der Abfuhr des Mahdgutes verbunden.
Die erste Mahd erfolgt nach dem 01. 07. eines Jahres, die zweite Mahd ab dem
15. 09. Es wird vornehmlich eine Mahd mit einem Balkenmäher in wildschonender

Weise (von innen nach außen) vorgenommen. Die Arbeitsgänge werden auf ein
Minimum reduziert, wobei "Einwegsysteme" (Mahd und Abtransport in einem Ar-
beitsgang) vermieden werden.
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Sofern die Fläche als Mähweide genutzt wird, werden die Vorgaben zur Nutzung
als Mähwiese beachtet. Eine Nachbeweidung wird bis zum 31. 10. mit bis zu maxi-
mal 1, 5 Tieren/ha durchgeführt. Weiterhin gelten die Vorgaben zur Nutzung als
Weide. Der UNB wird zum Ende des Jahres eine Kopie des Beweidungstagebuchs
oder eine Dokumentation des Mähzeitpunktes vorgelegt.

Kesdorfll AZ 6.21-762-041-0004

Auf dem Flurstück 11/3 der Flur 2 der Gemarkung Kesdorf(AZ 6.21-762-041-0004)
befindet sich das Ökokonto "Kesdorf II". Zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses lag
der Punktestand bei 13.492 Punkten.

Es handelt sich um eine Grünlandfläche, die entsprechend dem Anerkennungsbe-
scheid extensiv bewirtschaftet wird. Hierzu werden die Optionen der Beweidung
oder der Bewirtschaftung als Mähwiese offengehalten.

Sofern eine Bewirtschaftung als Weide vorgesehen ist, darf als Sommerweide von
Mai bis Oktober maximal 1 Großvieheinheit pro Hektar gehalten werden. Sofern
die Beweidung sich über das gesamte Jahr erstreckt, wird die Großvieheinheit auf
0, 6 GV/ha reduziert. Die Zeit der Beweidung orientiert sich an der Trittfestigkeit
sowie dem Futterangebot. Eine Errichtung von Fahrsilos und Mieten ist nicht zu-
lässig. Ggf. kann, sofern es dem Entwicklungsziel dienlich ist, in Absprache mit der
UNB die GV verändert werden. Sofern eine Beweidung erfolgt, wird der UNB bis
Ende des Jahres eine Kopie des Mahdtagebuchs vorgelegt.

Als Mähwiese ist eine ein- bis zweischürige Mahd zulässig, wobei die erste Mahd
erst ab dem 01. 07. eines Jahres erfolgen darf. Bevorzugt wird die Mahd mit einem
Balkenmäher durchgeführt. In jedem Fall wird die Einstellung des Mahdgeräts so
zu gewählt, dass die Tötungswahrscheinlichkeit so gering wie möglich ist (mind.
15 cm während der Aktivitätsphase der Tiere). Das Mahdgutwird abgefahren. So-
fern eine Mahd durchgeführt wird, wird der UNB bis zum Ende des Jahres eine
Dokumentation des Mähzeitpunktes vorgelegt.

Eine Düngung sowie der Einsatz von Schädlings- und Pflanzenbekämpfungsmit-
teln ist ebenso untersagt wie die Verwendung von Gülle, Jauche und Klärschlamm.
Organische oder anorganische Stoffe dürfen nicht in den Untergrund eingebracht,
gelagert oder aufgebracht werden. Maßnahmen, wie Walzen oder Schleppen sind
unzulässig; Abweichungen hiervon sind nur in Absprache mit der UNB zulässig.

Anzulegende Kleingewässer werden in ihrer Gesamtform dem Landschaftsbild
und der Geländeform angepasst. Der anfallende Bodenaushub wird landschafts-
gerecht auf den höher gelegenen angrenzenden Flächen verteilt. Überschüssiger
Boden wird abgefahren und ordnungsgemäß zu entsorgt. Es erfolgt eine Abstim-
mung mit dem Wasser- und Bodenverband bezüglich der Maßnahmen an Gewäs-
sern.

Für die Knickneuanlage wird das Merkblatt bei der Neuanlage von Knicks beach-
tet. Die Knicks werden entsprechend dieser Vorgaben hergestellt. Die Gehölze
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werden durch Einzäunung vor Wildverbiss bzw. vor Verbiss durch Weidetiere ge-
schützt. Obstgehölze werden zudem vor dem Verbiss durch Kleinwild geschützt.
Die Waldfläche wird der natürlichen Entwicklung überlassen. Eine forstwirtschaft-
liche Nutzung ist nicht gestattet.

Der UNB wird alle 5 Jahre das Ergebnis der vereinfachten Vegetationsaufnahmen
vorgelegt. Sofern Artenschutzmaßnahmen vorgesehen sind, werden faunistische
Bestandsaufnahmen vorgelegt. Erstmals ist die Vorlage für den 31. 12. 2020 ge-
plant. Abweichungen von den Zielen des Konzeptes sind mit der UNB abzustim-
men.

Middelbur l AZ 6.21-762-041-0007

Das Ökokonto umfasst die Flurstücke 37/3, 37/4 und 37/5 der Flur 2 der Gemar-
kung Süsel-Middelburg. Zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses wies das Konto ei-
nen Stand von 19.817 Punkten auf. Die Flächen werden intensiv genutzt und dür-
fen nicht gedüngt werden. Der Einsatz von Schädlings- und Pflanzenbekämp-
fungsmitteln ist ebenso wie der Gebrauch von Gülle, Jauche oder Klärschlamm
untersagt.

Bei einer Beweidung ist maximal 1 Großvieheinheit pro Hektar zulässig. Jährlich
wird dem Fachdienst Natur zum 31.12. eine Kopie des Weidetagebuchs vorgelegt.
Alternativ kann eine Mahd frühestens ab dem 01.07. eines Jahres erfolgen; der
UNB wird am Ende des Jahres die Dokumentation des Mahdzeitpunktes vorgelegt.

Gehölze werden vorWildverbiss bzw. vordem Verbiss durch Weidevieh geschützt,

sowie ggf. Obstgehölz vor dem Verbiss durch Kleinwild. Knicks werden entspre-
chend der Vorgaben des Merkblattes für Knickneuanlagen hergestellt.

Im fünfjährigen Abstand wird eine vereinfachte Vegetationsaufnahme bzw. bei Ar-
tenschutzmaßnahmen eine faunistische Bestandsbewertung vorgelegt. Änderun-
gen der Maßnahmen sind mit der UNB abzustimmen.

Middelbur II AZ 6.21-762-041-17-0027

Das Ökokonto befindet sich auf dem Flurstück 48 der Flur 2 der Gemarkung Süsel-
Middelburg und wies zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 16. 725 Punkte auf.

Gemäß Ökokontobescheid ist die Nutzung als Mähwiese zulässig, wobei lediglich
eine extensive Nutzung gestattet ist. Der Einsatz von Schädlings- und Pflanzen-
bekämpfung-, sowie Düngemitteln ist ebenso wie der Gebrauch von Gülle, Jauche
oder Klärschlamm untersagt. Die Mahd wird frühestens ab dem 01. 07. eines Jah-
res durchgeführt. Eine Nachbeweidung darf maximal mit 1 Großvieheinheit pro
Hektar durchgeführt werden. Bis zum 31. 12. wird der UNB das Weidetagebuch
oder die Dokumentation des Mahdzeitpunktes vorgelegt.

Im fünfjährigen Abstand wird eine vereinfachte Vegetationsaufnahme bzw. bei Ar-
tenschutzmaßnahmen eine faunistische Bestandsbewertung vorgelegt. Änderun-
gen der Maßnahmen sind mit der UNB abzustimmen.
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Middelbur III AZ 6. 21-762-041-0009

Auf den Flurstücken 46/1, 44/4 und 43/3 der Flur 2 der Gemarkung Süsel-Middel-
bürg ist das Ökokonto Middelburg III eingetragen. Zum Zeitpunkt des Vertragsab-
Schlusses lag der Konto-stand bei 104.877 Punkten. Die Fläche befindet sich in-
nerhalb des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems und wurde ursprünglich
als Acker genutzt.

Die Flächen des Ökokontos konnten bei der Einrichtung des Ökokontos einmalig
umgebrochen werden, um eine standortgerechte Saatgutmischung für extensives
Grünland bzw. Regiosaat einzubringen. Ein erneutes Aussäen, Nachsähen bzw.
Reparatursaaten oder Grünlandumbruch sind nicht zulässig. Sowohl Stoffe orga-
nischer oder anorganischer Zusammensetzung (z. B. Dünge- und Pflanzenschutz-
mittel, Gülle, Klärschlamm) dürfen weder aufgebracht, gelagert noch in den Unter-
grund eingebracht werden. Sofern es für das Entwicklungsziel erforderlich ist, wer-
den weitere Pflegemaßnahmen, wie Z. B. das Walzen, Schleppen und Mulchen nur
in Rücksprache mit der UNB durchgeführt.

Das Grünland wird extensiv bewirtschaftet, wobei die Möglichkeit einer Mahd (ein-
schürig, nach dem 16.07. eines Jahres) oder als Sommerweide (Mai bis Oktober)
möglich ist. Für die Beweidung wird maximal eine Großvieheinheit pro Hektar er-
laubt. Eine Unterteilung der Flächen im Zuge der Beweidung (Portionsweide) ist
unzulässig. Der Beginn und das Ende der Beweidung orientiert sich an der Tritt-
festigkeit und am Futterangebot. Es ist untersagt, Fahrsilos und Mieten zu errich-
ten. Die Anzahl der Tiere kann in Absprache mit der UNB verändert werden, sofern
es für das Entwicklungsziel der Fläche erforderlich ist. Zum Ende des Jahres wird
der UNB entweder die Kopie des Beweidungstagebuchs oder die Dokumentation
des Mähzeitpunktes vorgelegt.

Neben der extensiven Nutzung als Grünland wird die Anlage einer Streuobstwiese
durchgeführt, wobei 30 Hochstämme standortgerechter, alter Obstbaumsorten
verwendet werden. Die Bäume werden in zwei Gruppen auf den Flurstücken 43/4
und 44/4 gepflanzt, wobei ein Abstand von 10 m zum Knick und zwischen den
Bäumen eingehalten wird. Beim Abgang der Gehölze, werden Ersatzpflanzungen
vorgenommen. Um die Bäume vor Wildverbiss oder Verbiss durch Weidevieh zu
schützen, werden sie durch Einzäunung und Manschetten geschützt. Sofern der
Zaun nicht mehr erforderlich ist, wird die Zaunanlage abgebaut und fachgerecht
entsorgt. Die Obstgehölze werden jährlich fachgerecht ohne Anwendung von che-
mischen Mitteln gepflegt (z. B. Auslichtung der Baumkronen).

Alle fünf Jahre wird das Ergebnis einer vereinfachten Vegetationsaufnahme bzw.
bei Artenschutzmaßnahmen auch eine faunistische Bestandsaufnahme der UNB

vorgelegt.

Middelbur III Aufwertun

Auf den Flurstücken des Ökokontos Middelburg III wurden in Absprache mit der
UNB weitere Aufwertungs- und Entwicklungsmaßnahmen vorgesehen. Neben den
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im Anerkennungsbescheid vorgesehenen Maßnahmen werden zusätzlich ein
Blüh-/Saumstreifen sowie eine Blumenwiese angelegt. Darüber hinaus wird ein
Reptilien-Trockenhabitats sowie die feste Einzäunung der Streuobstwiese inkl. ei-
nes Trocken habitats angelegt.

Der Blüh-/Saumstreifen wird auf der östlichen, sonnenzugewandten Seite der süd-
exponierten Knickgehölze angelegt. Der Streifen wird mindestens 400 m lang so-
wie 5 m breit angelegt. Es wird geeignetes Regiosaatgut verwendet. Das Saatgut
wurde im Frühjahr 2020 eingesät. Nach der Einsaat und Bestandsentwicklung wird
im zwei- bis dreijährigen Rhythmus im Frühjahr (Februar/März) eine Mahd mit Ab-
fuhr des Mahdgutes durchgeführt. Sofern eine Beweidung stattfindet, werden die
Blühstreifen ausgezäunt und vor Viehtritt geschützt.

Die Streuobstwiesen wurden, wie zuvor beschrieben, bereits angelegt. In diesem
Bereich werden Blumenwiesen (1. 200 m2 bzw. 1. 000 m2 ) zur Unterstützung des

Habitatkomplexes angelegt. Es wird regionales Saatgut verwendet. Eine feste Ein-
zäunung schützt die Blumenwiesen vor dem mit einer Beweidung verbundenen
starken Viehtrift. In Absprache mit der UNB ist ggf. eine späte Sommerbeweidung
durch Jungtiere möglich. Darüber hinaus ist eine ein- bis zwei-schürige Mahd ab
dem 15. Juli eines jeden Jahres möglich, wobei das Mahdgut abzufahren ist.

Im südlichen Teil der Streuobstwiese wird ein Reptilien-Trockenhabitat angelegt.
Dieses wird halbkreisförmig auf einer Größe von mindestens 50 m2 hergestellt,

indem leichte Abgrabungen am Hang vorgenommen werden und das Material süd-
exponiert in der Fläche ausgebreitet wird. Die Hangbereiche werden stellenweise
durch Feldsteine oder Totholzbereiche verstärkt. Durch eine feste Einzäunung wird

eine Beeinträchtigung durch die mögliche Beweidung ausgeschlossen.

Barkau-Hochzeitsko el AZ 6. 21-762-041-17-0035

Das Ökokonto "Barkau-Hochzeitskoppel" befindet sich auf den Flurstücken 4, 6, 7
und 12 der Flur 1 in der Gemarkung Barkau. Zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses
wies das ökokonto einen Kontostand von 43. 021 Punkten auf. Die vorgesehenen
Flächen wurden vor der Konzepterstellung als Grünland sowie in kleineren Teilbe-
reichen als Ackerland genutzt.

Das Ursprungsbiotop des Ökokontos ist Acker. Dieses wird in eine extensive Grün-
landfläche umgewandelt, wobei eine standortgerechte Regiosaatgutmischung des
norddeutschen Tieflandes (70 % Gräser, 30 % Krauter, Ansaatstärke 35 kg/ha)
verwendet wird. Ein Anwalzen ist lediglich nach der Ansaat zulässig, danach darf
keine weitere Nutzung oder Bodenbearbeitung durchgeführt werden.

Die Flächen werden extensiv bewirtschaftet, eine Unterlassung der Bewirtschaf-
tung ist nicht erlaubt. Der Umbruch der Wiese/Weide ist ebenso wie Neuansaaten
bzw. Nachsaaten (Ausnahme: Regiosaatgut - Wertgrünland) nicht zulässig. So-
fern eine Mähnutzung durchgeführt wird, sind Pflegemaßnahmen, wie Schleppen
und Walzen nur in Ausnahmefällen und nur mit vorheriger Zustimmung der UNB
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zulässig. Werden die Flächen als Weide genutzt, sind die Pflegemaßnahmen aus-
geschlossen.

Der Einsatz von chemischen Schädlings- und Unkrautbekämpfungsmitteln sowie
sonstigen Mitteln oder Stoffen ist ebenso wie Düngung jeglicher Art (einschließlich
Klärschlamm, Gülle, Festmist und Gärreste) untersagt. Vorhandene Drainagen
werden zerstört, zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen sind zu unterlassen.
Ebenso dürfen keine Materialien oder Geräte abgelagert werden. Eine Einrichtung
von Kirrungen ist nicht gestattet.

Eine Beweidung ist von Mai bis Oktober mit maximal 1 Tier pro Hektar möglich.
Bei einer ganzjährigen Beweidung wird die Großvieheinheit auf 0, 5 Tiere pro Hek-
tar reduziert. Eine Nutzung als Portionsweide ist ebenso unzulässig wie das Zufüt-
tern oder das Errichten von Mieten oder Fahrsilos. Um Schäden der Grasnarbe

durch Viehtrift zu verhindern, erfolgt der Abtrieb rechtzeitig im Herbst. Eine Orien-
tierung für den Beginn und das Ende der Beweidung bietet die Trittfestigkeit des
Bodens sowie das Futterangebot. Ggf. kann in Absprache mit der UNB die Zahl
der Tiere verändert werden, sofern es dem Entwicklungsziel dienlich ist.

Bei einer Nutzung als Mähwiese, wird eine 1- bis 2-schürigen Mahd durchgeführt
und mit einer Abfuhr des Mahdgutes verbunden. Die erste Mahd muss nach dem
01.07. eines Jahres stattfinden, die zweite Mahd ist ab Mitte September möglich.
Die Mahd wird vornehmlich mit einem Balkenmäher in wildschonender Weise (von
innen nach außen) vorgenommen. Die Arbeitsgänge werden auf ein Minimum re-
duziert, wobei "Einwegsysteme" (Mahd und Abtransport in einem Arbeitsgang) ver-
mieden werden.

Sofern eine Mähweide als Bewirtschaftung gewählt wird, werden die Vorgaben zur
Nutzung als Mähwiese beachtet. Eine Nachweide ist bis zum 31. 10. mit bis zu
max. 1,5 Tieren/ha möglich. Weiterhin gelten die Vorgaben zur Nutzung als Weide.
Abweichend können nach vorheriger Abstimmung mit der UNB auf den neu entwi-
ekelten Grünlandflächen nach Ansaat der Regiosaatgutmischung bei Bedarf eine
Schröpfmahd zur Unterdrückung unerwünschter Beikräuter sowie zur Förderung
schwachwüchsiger Gräser und Krauter mit Abfuhr des Mahdgutes stattfinden. Dies
kann 1- bis 2-mal jeweils vor der Samenreife der unerwünschten Beikräuter wie-
derholt werden. In den ersten 3 Jahren kann zur Aushagerung der Fläche eine
Mahd ab dem 21. Juni durchgeführt werden.

Der UNB wird zum Ende des Jahres eine Kopie des Beweidungstagebuchs oder
eine Dokumentation des Mähzeitpunktes vorgelegt.

Im westlichen Teilgebiet wird zudem eine Streuobstwiese angelegt. Hierbei wer-
den regional-typische Obstsorten verwendet. Die Streuobstwiese wird in die ex-
tensive Grünlandnutzung einbezogen, bei einer Beweidung wird jedoch eine Aus-
zäunung vorgenommen. Ein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln sowie Dünger ist
untersagt. Die Bäume werden insbesondere in den ersten Vegetationsjahren ge-
pflegt (Wässern bei Trockenheit, Ausschneiden der Baumkrone). Bei Abgang wer-
den Nachpflanzungen vorzunehmen.
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Je Teilgebiet wird ein Stillgewässer mit bis zu 1.000 m2 angelegt. Dabei wird die

Erscheinungsform an das Landschaftsbild und die Geländeform angepasst und mit
wechselnden Uferböschungen und unterschiedlichen Tiefenzonen gestaltet. Ein
Fischbesatz ist unzulässig. Bei einer Mahd ist ein Gewässerrandstreifen von 50 m
unbeeinträchtigt zu lassen, so dass die Hochstaudenfluren partiell alle 3 Jahre im
Winterhalbjahr gemäht werden. Der Aushub wird bei Knickneuanlagen verwendet.

BuendorfVIII AZ 6.21-762-041-0024 Lindholmwiese

Auf den Flurstück 2/6 der Flur 5 Gemarkung Gömnitz, sowie dem Flurstück 1/3 der
Flur 3 Gemarkung Bujendorf (AZ 6. 21-762-041-0024) befindet sich das Ökokonto
"BujendorfVIII". Der Punktestand wird zum 6. 11. 2020 bei 66. 125 Punkten liegen
(Verzinsung).

Es handelt sich um Grünlandflächen, die entsprechend dem Anerkennungsbe-
scheid und 2 Änderungsbescheiden extensiv zu bewirtschaften sind. Hierzu wer-
den die Optionen der Beweidung oder der Bewirtschaftung als Mähwiese offenge-
halten.

Sofern eine Bewirtschaftung durchgeführt wird, darf als Sommerweide von Mai bis
Oktober maximal 1 Großvieheinheit pro Hektar gehalten werden. Sofern die Be-
weidung sich über das gesamte Jahr erstreckt, wird die Großvieheinheit auf 0,6
GV/ha reduziert. Die Zeit der Beweidung orientiert sich an der Trittfestigkeit sowie
dem Futterangebot. Es ist untersagt Fahrsilos und Mieten zu errichten. Ggf. kann,
sofern es dem Entwicklungsziel dienlich ist, in Absprache mit der UNB die GV ver-
ändert werden.

Sofern eine Beweidung erfolgt, wird der UNB bis Ende des Jahres eine Kopie des
Mahdtagebuchs vorgelegt.

Als Mähwiese ist eine ein- bis zweischürige Mahd zulässig, wobei die erste Mahd
erst ab dem 15.07. eines Jahres erfolgen darf. Die zweite Mahd erfolgt im Spät-
sommer, so dass die Flächen kurzrasig in die Winterperiode gehen. Die Mahd wird
mit einem Balkenmäher von innen nach außen durchgeführt. In jedem Fall wird die
Einstellung des Mahdgeräts so gewählt, dass die Tötungswahrscheinlichkeit so
gering wie möglich ist (mind. 15 cm während der Aktivitätsphase der Tiere). Das
Mahdgut wird abgefahren. Die Arbeitsgänge zur Bergung des Schnittgutes werden
auf ein Minimum beschränkt, "Einwegsysteme, (Mahd und Abtransport in einem
Arbeitsgang) werden möglichst nicht eingesetzt.

Sofern eine Mahd durchgeführt wird, wird der UNB bis zum Ende des Jahres eine
Dokumentation des Mähzeitpunktes vorgelegt.

Anzulegende Kleingewässer werden in ihrer Gesamtform dem Landschaftsbild
und der Geländeform angepasst. Der anfallende Bodenaushub wird landschafts-
gerecht auf den höher gelegenen angrenzenden Flächen verteilt. Überschüssiger
Boden wird abzufahren und ordnungsgemäß entsorgt. Maßnahmen an Gewässern
werden mit dem Wasser- und Bodenverband abgestimmt.
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Sämtliche Gehölze werden durch Einzäunung vor Wildverbiss bzw. vor Verbiss
durch Weidetiere geschützt. Obstgehölze werden zudem vor dem Verbiss durch
Kleinwild geschützt. Die Waldfläche wird der natürlichen Entwicklung überlassen.
Eine forstwirtschaftliche Nutzung ist nicht gestattet.

Bei der Neuanlage von Knicks wird das Merkblatt für Knickneuanlagen beachtet
und die Knicks entsprechend dieser Vorgaben hergestellt.

Der UNB wird alle 5 Jahre das Ergebnis der vereinfachten Vegetationsaufnahmen
vorgelegt. Sofern Artenschutzmaßnahmen vorgesehen sind, werden faunistische
Bestandsaufnahmen vorgelegt. Erstmals ist die Vorlage für den 31. 12. 2020 ge-
plant. Abweichungen von den Zielen des Konzeptes sind mit der UNB abzustim-
men.

Bujendorf III (AZ 6.21-762-041-0013)

Auf den Flurstücken 42/17, 45, 47, 48, 49, 50, 52/1 , 58 (je tlw.) der Flur 4, Gemar-
kung Bujendorf, und dem Flurstück 102/1 (tlw. ) der Flur 4 und Flurstück 13 (tlw.)
der Flur 3, Gemarkung Süsel-Middelburg, befindet sich das Ökokonto "Bujendorf
III" (AZ 6. 21-762-041-0013). Es wer-den 23. 588 Ökopunkte herangezogen.

Es handelt sich überwiegend um Grünlandflächen, die gemäß dem Anerkennungs-
bescheid und einem Änderungsbescheid extensiv genutzt werden sollen. Unter-
sagt sind eine mineralische oder organische Düngung, das Ausbringen von Schäd-
lings- und Pflanzenbekämpfungsmitteln sowie das Aufbringen, Lagern oder Ein-
bringen von weiteren Stoffen organischer oder mineralischer Zusammensetzung.
Maßnahmen wie Walzen und Schleppen sind auszuschließen und dürfen nur nach
Absprache mit der UNB vorgenommen werden.

Sofern eine Bewirtschaftung vorgesehen ist, darf als Sommerweide von Mai bis
Oktober maximal 1 Großvieheinheit pro Hektar gehalten werden. Sofern die Be-
weidung sich über das gesamte Jahr erstreckt, ist die Großvieheinheit auf 0,6
GV/ha zu reduzieren. Die Zeit der Beweidung orientiert sich an der Trittfestigkeit
sowie dem Futterangebot. Es ist untersagt Fahrsilos und Mieten zu errichten. Ggf.
kann, sofern es dem Entwicklungsziel dienlich ist, in Absprache mit der UNB die
GV verändert werden.

Sofern eine Beweidung erfolgt, ist der UNB bis Ende des Jahres eine Kopie des
Mahdtagebuchs vorzulegen.

Als Mähwiese ist eine ein- bis zweischürige Mahd zulässig, wobei die erste Mahd
erst nach dem 01. 07. eines Jahres erfolgen darf. Bevorzugt ist die Mahd mit einem
Balkenmäher von innen nach außen durchzuführen. In jedem Fall ist die Einstel-
lung des Mahdgeräts so zu wählen, dass die Tötungswahrscheinlichkeit so gering
wie möglich ist (mind. 15 cm während der Aktivitätsphase der Tiere). Das Mahdgut
ist abzufahren.

Zudem sollen Kleingewässer angelegt werden. Sie sind in ihrer Form dem Land-
schaftsbild und der Geländeform anzupassen. Bodenaushub ist auf den höher ge-

Seite 174 von 197



PROKOM

legenen angrenzenden Flächen zu verteilen und überschüssiger Boden ist abzu-
fahren und ordnungsgemäß zu entsorgen. Maßnahmen an Gewässern sind mit
dem Wasser- und Bodenverband abzustimmen.

Sämtliche Gehölze sind durch Einzäunung vor Wildverbiss bzw. vorVerbiss durch
Weidetiere zu schützen. Obstgehölze sind zudem vor dem Verbiss durch Kleinwild
zu schützen. Die Waldfläche ist der natürlichen Entwicklung zu überlassen. Eine
forstwirtschaftliche Nutzung ist nicht gestattet. Es ist die Anlage eines 3- bis 5-
reihigen Waldrandes mit standortgerechten, heimischen Gehölzen und anschlie-
ßenderWindschutzzäunung möglich. Der Waldrand ist alle 10 bis 15 Jahre zu pfle-
gen. Angrenzende Bereiche sind als Saumstrukturen mit einer temporären Mahd
(alle 3 bis 5 Jahre) zu entwickeln.

Die anzulegenden Streuobstwiesen sind einmal jährlich ab dem 01. 07. zu mähen
und das Mähgut abzufahren. Auch hier ist ein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln
und Düngern untersagt. Alternativ besteht die Möglichkeit, die Obstwiese in der
Zeit vom 15. März bis zum 30. Nov. mit max. 1,0 Großvieheinheiten / ha extensiv

zu beweiden. Hierfür ist es wichtig, die Obstbäume hinreichend gegen Verbiss zu
schützen. Kommt es Z. B. durch Sturmeinwirkungen, Trockenheit, Verbiss oder
durch Einwachsen von Schutzdrähten zu Baumverlusten, so sind diese Obst-
bäume umgehend durch Neuanpflanzungen zu ersetzen.

Der UNB ist alle 5 Jahre das Ergebnis der vereinfachten Vegetationsaufnahmen
vorzulegen. Sofern Artenschutzmaßnahmen vorgesehen sind, sind faunistische
Bestandsaufnahmen vorzulegen. Erstmals ist die Vorlage für den 31. 12. 2020 ge-
plant. Abweichungen von den Zielen des Konzeptes sind mit der UNB abzustim-
men.

BujendorfV (AZ 6.21-762-041-17-0013)

Auf dem Flurstück 19/7 (tlw. ) der Flur 5, Gemarkung Bujendorf befindet sich das
ökokonto"Bujendorf V" (AZ 6. 21-762-041-17-0013). Es werden 10.251 Ökopunkte
herangezogen.

Die Ackerflächen, die in extensive Grünlandflächen umgewandelt werden sollen,
sind mit einer standortgerechten Regiosaatgutmischung des Nordostdeutschen
Tieflandes, 70% Gräser 30% Krauter, Ansaatstärke 35 kg/ha anzusäen.

Die Grünlandflächen sollen dann gemäß dem Anerkennungsbescheid und einem
Änderungsbescheid extensiv genutzt werden. Wiesen und Weiden dürfen nicht
umgebrochen werden, Neuansaaten und Nach- bzw. Reparatursaaten sind nicht
erlaubt. Pflegemaßnahmen sind auf Mahdflächen nur in Ausnahmefällen und nach
Abstimmung mit der UNB zulässig. Auf beweideten Flächen sind Pflegemaßnah-
men unzulässig (Ausnahme: Maulwurfshügel, Schäden durch Wildschweine),
ebenso die Anwendung chemischer Schädlings- und Unkrautbekämpfungsmittel,
sonstiger Mittel oder Stoffe und die Düngung jeglicher Art. Entwässerungsmaß-
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nahmen sind nicht erlaubt, vorhandene Drainagen sind zu zerstören. Ebenfalls un-
zulässig sind das dauerhafte Ablagern von Materialien und Geräten, das Einrichten
von Kirrungen und Vergrämungsmaßnahmen für Gänse und Enten.

Sofern eine Bewirtschaftung vorgesehen ist, darf als Sommerweide von Mai bis
Oktober maximal 1 Großvieheinheit pro Hektar gehalten werden. Sofern die Be-
weidung sich über das gesamte Jahr erstreckt, ist die Großvieheinheit auf 0,5
GV/ha zu reduzieren. Die Zeit der Beweidung orientiert sich an der Trittfestigkeit
sowie dem Futterangebot. Eine Unterteilung von Flächen - Z. B. als Portionsweide
- sowie die Zufütterung ist nicht zulässig. Der Abtrieb im Spätherbst muss so recht-
zeitig erfolgen, dass durch den Viehtritt keine Schäden an der Gras-narbe auftre-
ten.

Als Mähwiese ist eine ein- bis zweischürige Mahd zulässig, wobei die erste Mahd
erst ab dem 15. 07. eines Jahres erfolgen darf. Bevorzugt ist die Mahd mit einem
Balkenmäher von innen nach außen durchzuführen. In jedem Fall ist die Einstel-
lung des Mahdgeräts so zu wählen, dass die Tötungswahrscheinlichkeit so gering
wie möglich ist (mind. 12 cm während derAktivitätsphase der Tiere). Das Mahdgut
ist abzufahren. Der Schnitt ist zum Schutz der Amphibien in den Trockenperioden
durchzuführen.

Eine Nachweide ist bis 31. 10. mit bis zu max. 1, 5 Tieren/ha gemäß den Vorgaben
für eine Weidenutzung (s. o. ) möglich. Sofern die Beweidung zur Offenhaltung der
Gewässerränder nicht ausreichend ist, ist in den Wintermonaten eine Mahd (ggf.
auch in mehrjähriger Rotation) entlang des Gewässers vorzunehmen.

Abweichend davon kann in Abstimmung mit der UNB in den ersten 1 bis 3 Jahren
eine erste Mahd zur Aushagerung der Fläche ab dem 21 .06. erfolgen.

Sämtliche Gehölze sind durch eine Einzäunung vor Wildverbiss, bei Beweidung
vor Weidevieh zu schützen. Von Knicks ist mit der Zäunung mindestens ein Ab-
stand von 1 m einzuhalten. Obstgehölze sind zusätzlich durch Manschetten vor
Verbiss von Kleinwild zu schützen.

Die kleine Waldfläche ist der natürlichen Sukzession zu überlassen. Eine Nutzung
ist unzulässig.

Maßnahmen an Gewässern sind mit dem Wasser- und Bodenverband abzustim-

men.

Die neu anzulegenden Kleingewässer sind in ihrer in ihre Gesamtform dem Land-
schaftsbild und der Geländeform anzupassen. Es sind unterschiedliche Tiefenzo-
nen, ausgedehnte Flachufer und flache Böschungen (Neigung 1:3 bis 1:10) anzu-
legen, so dass ausreichend wechselfeuchte Zonen entstehen. Der Bodenaushub
ist zum Aufsetzen des Knickwalles zu verwenden.

Bei einer Beweidung ist jährlich zum 31. 12. dem Fachdienst Naturschutz eine Ko-
pie des Weidetagebuches bzw. bei einer Mahd die Dokumentation des Mähzeit-
Punktes vorzulegen. Im fünfjährigen Abstand ist dem Fachdienst Naturschutz zum
31. 12. das Ergebnis einer vereinfachten Vegetationsaufnahme vorzulegen. Die
erste Vorlage erfolgt erstmals am 31. 12.2022.
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Ausgleich für Knick- und Gehölzentnahme

Die Knickneuanlage sowie Neuanpflanzung von Einzelbäumen erfolgt auf dem
Flurstück 13/2 der Flur 3 und Flurstück 24/1 der Flur 2 der Gemarkung Barkau
(siehe Abb. 18).

Der Knick wird entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen und den Vorgaben
der UNB hergestellt. Hierzu zählt u.a. der fachgerechte Pflegeaufwand (Mahd/Mul-
chen, Wässern, Einzäunung). Die Maßnahmen sind so auszulegen, dass innerhalb
von 3 Jahren ein funktionsfähiger Knick entsteht. Der Knick ist für die gesamte
Vertragslaufzeit zu erhalten.

Je Flurstück steht eine Länge von 180 m (= insgesamt 360 m) zur Knickneuanlage
zur Verfügung. Auf 270 m wird Knick (enthält auch den Ausgleich für die betroffene
Feldhecke) neu angelegt. Im Bereich der restlichen 90 m erfolgt der Ausgleich der
sieben Einzelbäume (6 für die Ausgleichserfordernisse der Gemeinde Süsel).
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Abb. 18: Lage des Knick- und Einzelbaumausgleichs

Artenschutzrechtliche Erfordernisse

Es ergibt sich aus den artenschutzrechtlichen Konfliktanalysen für die Haselmaus
die Veranlassung zur Durchführung von Vermeidungsmaßnahmen, welche in Zif-
fer 6. 2. 5.2 beschrieben sind. Da diese Vermeidungsmaßnahmen ausgeführt wer-
den, damit die ökologische Funktion des Gebiets für die Haselmaus erhalten bleibt,
erfüllen diese Vermeidungsmaßnahme dem Sinn nach auch die Voraussetzungen
für artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen.
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Die für den Brutplatz des Kranichs umzusetzenden Maßnahmen in Form von Aus-
gleichsflächen gelten ebenfalls als artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme,
welche im Folgenden beschrieben werden.

Aus leichsmaßnahmen für den Kranich

Aufgrund der Beeinträchtigung des Kranich-Brutplatzes im 500 m-Umfeld um das
Vorhaben ist als Ausgleichsmaßnahme ein Bruthabitat neu anzulegen. Dies kann
in Rücksprache mit dem Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche
Räume in Kombination mit den vorgesehenen Ausgleichsflächen für Eingriffe in
den Naturhaushalt an der Schwartau-Niederung erfolgen. Herangezogen wird die
Fläche Nr. 14 (siehe Abb. 15) auf dem Flurstück 14 der Flur 3, Gemarkung Kesdorf.

Der Abstand der Ausgleichsfläche zu dem betroffenen Bruthabitat beträgt rd.
1, 7 km, der Abstand zu den geplanten Windenergieanlagen mindestens 890 m.

Vorgesehen ist auf dem nördlichen Teilbereich des Flurstücks die Anlage eines
Feuchtbiotops mit einer Größe von rd. 3. 200 m2 (siehe Abb. 19). In dem Bereich

soll eine Wasserfläche mit einer Gewässertiefe zur Brutzeit von 20 bis 50 cm und

mehreren Brutinseln entstehen. Dazu ist der Boden soweit abzutragen, dass eine
natürliche Vernässung über das Grundwasser erfolgen kann. Hin zu den Rändern
derTeilfläche ist eine flache Uferböschung herzustellen, um einer Vernässung der
angrenzenden Flächen entgegenzuwirken. Der Bodenaushub ist für das Anlegen
der Brutinseln zu verwenden.

Die Brutinseln sind mit Gehölzgruppen aus Grauweiden und Schwarzerlen vor
möglichen Störwirkungen Richtung Südwesten abzuschirmen; im Norden besteht
eine Abschirmung bereits durch den bestehenden Wald.

Im Westen grenzt an das Flurstück ein lückiges Feldgehölz an, das gemäß des
dort vorliegenden Gehölzbestandes auf der Ausgleichsfläche mit einer Breite von
rd. 5 m erweitert werden soll.

Im Südwesten, im Bereich der Zufahrt zu dem Flurstück, erfolgt eine Abschirmung
auf einer Länge von ca. 50 m durch eine zweireihige Heckenpflanzung aus heimi-
sehen Gehölzen feuchter Standorte wie Hartriegel, Eberesche, Gewöhnlicher
Schnellball, Faulbaum oder Weiden-Arten.

Zudem sind entlang des östlichen, südlichen und westlichen Flächenrandes locker
verteilt ebenfalls einzelne Gehölzgruppen aus Grauweide und Schwarzerle anzu-
pflanzen.

Auf der gesamten Fläche ist das Aufwachsen von Schilf, Rohrkolben, Großseggen
und Binsen zuzulassen und kann ggf. durch Initialpflanzungen unterstützt werden.

Darüber hinaus sind die folgenden Maßnahmen umzusetzen:

. Kein Umbruch und keine Nach- oder Reparatursaat

. Keine zusätzlichen Entwässerungsmaßnahmen

. Zerstörung vorhandener Drainagen
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. Keine Ablagerung von Materialien und Geräten

. Keine Wildfütterungen

. Keine Verwendung von Schädlings- oder Unkrautvernichtungsmitteln sowie
sonstiger Biozide

. Verzicht auf Düngemittel jeglicher Art (einschließlich Klärschlamm, Gülle, Fest-
mist, Gärreste usw.)

. Verzicht auf Jagd während der Brutzeit (01. 03. bis 31. 09.)

Auf dem südlichen Teilbereich des Flurstücks erfolgt eine Nutzung als extensives

Dauergrünland gemäß den Vorgaben für die Ausgleichsflächen entlang der
Schwartau.

Kompensationsflächen
Kompensationsflächen

50

Maßnahmen

Gehölzpflanzungen

Anlage Brutinseln

Heckenpflanzung

Erweiterung Gehölzbestand

Vemässung der Fläche

100 Meter

Abb. 19: Anlage eines Feuchtbiotops als Ausgleichsfläche für den Kranich
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Gegenüberstellung Eingriff - Ausgleich / Ersatz

Oben wurde der erforderliche Umfang von Ausgleich ermittelt. Zusammenfassend
ergibt sich folgende ökologische Bilanzierung für das Repowering im Plangeltungs-
bereich des Bebauungsplans Nr. 50 (siehe Tab. 27).

Tab. 27: Gegenüberstellung von Ausgleichserfordernis und Ausgleichs-
maßnahmen für das Repowering im Plangeltungsbereich des Be-
bauungsplans Nr. 50

Eingriffsumfang

Naturhaushalt 217.889m2

383. 486 m2

4. 399 m2

112,2m2

Landschaftsbild

Versiegelung

Grabenquerung

Summe

Knick/Feld hecke

Einzelbäume

Ausgleich

Flächen an der Schwartau

Flächen im Windpark

Ökokonten

605.886, 2 m2 = 60,59 ha Summe

200m

6Stk.

19, 69 ha

5,26 ha

35, 63 ha

60,59 ha

Flurstück 13/2 der Flur 3 und Flurstück
24/1 der Flur 2 der Gemarkung Barkau

Das Ausgleichserfordernis kann durch die Ausgleichsmaßnahmen an der
Schwartau und innerhalb des Plangeltungsbereichs sowie über Ökokonten voll-
ständig erbracht werden.

6.2.6 Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Die Landesplanungsbehörde hat mit der Teilaufstellung des Regionalplans
(Sachthema Windenergie an Land) und den darin dargestellten Vorranggebieten
für die Windenergienutzung die Ziele der Raumordnung im Gemeindegebiet Süsel
festgelegt.

Demnach befinden sich die geplanten 10 Windenergieanlagen innerhalb eines
Vorranggebietes für die Windenergienutzung. Insofern ergeben sich im Gemein-
degebiet Süsel räumlich gesehen keine Alternativen.

Innerhalb der Flächen für die Windenergienutzung im Plangeltungsbereich des Be-
bauungsplans Nr. 50 ist die Gesamthöhe der Windenergieanlagen auf maximal
200 m über der natürlichen Geländeoberkante festgesetzt. Eine Beschränkung der
Gesamthöhe ergibt sich aus folgenden Gründen.

In einem frühzeitigen Stadium der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 50 wurden
vom Vorhabenträger Foto-Visualisierungen hergestellt, die von 6 Standorten im
Umfeld des Vorranggebietes PR3-OHS-062 jeweils das Landschaftsbild im Vor-
ranggebiet mit geplanten Windenergieanlagen unterschiedlicher Gesamthöhen
zeigt: 150 m, 180 m, 200 m und 230 m. Hinzu kam jeweils ein Foto der bestehen-
den Situation mit den 17 Windenergieanlagen unterschiedlicher Gesamthöhen.
Die Foto-Visualisierung bezog sich immer auf das gesamte Vorranggebiet in den

Seite 180 von 197



PROKOM

Gemeindegebieten Süsel und Scharbeutz. Grundlage war für jede visualisierteGe-
samthöhe vom Vorhabenträger eine Standortplanung des maximal möglichen für
das gesamte Vorranggebiet.

> Ein wichtiges Unterscheidungsmerkmal zwischen den verschiedenen Gesamt-
höhen ist die Anlagenzahl innerhalb des Vorranggebietes: Bei einer Planung
von Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von 150 m könnten im Vor-
Fanggebiet 19 Windenergieanlagen errichtet werden, d. h., 2 Windenergieanla-
gen mehr als im Bestand. Bei einer Planung von Windenergieanlagen mit einer
Gesamthöhe von 230 m könnten im Vorranggebiet 10 Windenergieanlagen er-
richtet werden, d. h., 7 Windenergieanlagen weniger als im Bestand.

Die Foto-Visualisierungen aus den Ortschaften Barkau und Kesdorf haben ge-
zeigt, dass von den 150 m und 180 m hohen Windenergieanlagen zwar von
jeder Anlage selbst weniger zu sehen ist, dafür aber mehr Windenergieanlagen
zu sehen sind.

Der Unterschied zwischen den 200 m und 230 m hohen Windenergieanlagen

liegt wiederum mehr in der deutlicheren Sichtbarkeit der 230 m hohen Wind-
energieanlagen aus den beiden Ortslagen heraus, auch wenn die 230 m hohen
Windenergieanlagen aufgrund der 5-H-Regelung weiter entfernt stehen111. Der
Unterschied in der möglichen Anlagenzahl im Vorranggebiet (10 bei 230 m ho-
hen Windenergieanlagen und 12 bei 200 m hohen Windenergieanlagen) fällt
hier nicht so ins Gewicht.

> Weiterhin sind für die Gemeinde Süsel auch die nachteiligen Auswirkungen auf
die Süseler Landschaft von Bedeutung. Nördlich des Vorranggebietes PR3-
OHS-062, an der Südgrenze von Barkau und östlich der K 55, beginnt zudem
der Naturpark "Holsteinische Schweiz". Je niedriger die Windenergieanlagen
desto höher ist die Wahrscheinlichkeit von Sichtverschattungen durch Wälder,

Knicks und die hügelige Landschaft gegeben. Je höher die Windenergieanla-
gen, umso weniger Sichtverschattungen, umso stärker sind erhebliche Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes im übrigen Gemeindegebiet und damit
auch im Naturpark zu erwarten.

> In derAbwägung der genannten Belange (Sichtbarkeit der geplanten Windener-
gieanlagen aus Barkau und Kesdorf, zu erwartende erhebliche Beeinträchtigun-
gen der Süseler Landschaft und des Naturparks durch größere Femwirkung
einerseits und eine Reduzierung derAnlagenzahl gegenüber dem bestehenden
Windpark andererseits) hat die Gemeinde die maximal zulässige Gesamthöhe
der Windenergieanlagen im Plangeltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 50
der Gemeinde Süsel auf 200 m festgesetzt.

111 Der Höhenunterschied zwischen den 200 m hohen und den 230 m hohen Windenergie-
anlagen ergibt sich durch eine 30 m höhere Nabenhöhe: Die Nabenhöhe der 200 m
hohen Windenergieanlage liegt bei 121 m, bei der 230 m hohen Windenergieanlage
liegt die Nabenhöhe bei 151 m. Der Rotordurchmesser beträgt bei beiden Windener-
gieanlagen 158 m.
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Weitere Einschränkungen der Windenergienutzung durch planungsrechtliche
Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 50 sind nicht vorgesehen.

Aus den genannten Gründen kommen für die Gemeinde Süsel keine anderen Pla-
nungsmöglichkeiten in Frage und der Windenergie im Vorranggebiet für die Wind-
energienutzung im Gemeindegebiet Süsel ist somit auch substanziell Raum gege-
ben.

6.2.7 Erheblich nachteilige Auswirkungen durch Unfälle, Katastrophen
oder Klimawandel

Unfälle oder Katastrophen

Es ist keine Datenbasis bekannt, die Schadensfälle an Windenergieanlagen sys-
tematisch und wissenschaftlich fundiert erfasst. Die heutigen Anlagen können nicht
zuletzt aufgrund eingebauter Blitz- und Brandschutzsysteme als weitgehend sicher
angesehen werden. Für den Betrachtungsraum wird die Gefährdung von Men-
sehen durch Brand und andere Störfälle deshalb als sehr gering eingestuft. Die
Gefahr durch Ölaustritte wird als sehr gering angesehen, da die Systeme, die
Schmierstoffe bzw. Kühlflüssigkeiten enthalten, bei den periodischen Wartungen
auf Dichtigkeit geprüft und eventuell auftretende Leckagen beseitigt werden.

Bei sehr hohen Windgeschwindigkeiten (Sturm) werden Windenergieanlagen
grundsätzlich ganz abgeschaltet.

Unbeschadet des § 50 Satz 1 BlmSchG sind keine schweren Unfälle oder Kata-
Strophen zu erwarten. Die Unfallgefahr für Menschen durch Umkippen oder Her-
abfallen von Teilen der Windenergieanlagen ist zwar grundsätzlich gegeben, kann
jedoch durch die überwiegende Flächennutzung des Plangeltungsbereichs als
landwirtschaftliche Ackerfläche als gering betrachtet werden. Im Plangeltungsbe-
reich sind keine Betriebsbereiche nach § 3 Abs. 5a BlmSchG geplant, so dass
keine schädlichen Umwelteinwirkungen und schwere Unfälle auf schutzbedürftige
Gebiete in der Nachbarschaft entstehen.

Im Umfeld des Plangeltungsbereichs sind keine Betriebsbereiche nach § 3 Abs. 5a
BlmSchG bekannt, so dass keine schädlichen Umwelteinwirkungen und schwere
Unfälle auf den Plangeltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 50 entstehen.

Klimawandel

Zur Berücksichtigung von Klimawirkungen ist von einem maximalen Zeitraum aus-
zugehen, welcher der Lebensdauer des Vorhabens entspricht. Das im Rahmen
des Bebauungsplans Nr. 50 geplante Repowering verursacht keine erheblichen
Mengen an Treibhausgasemissionen. Durch die Planung wird nicht in Ökosysteme
mit besonderer Senkenfunktion für Treibhausgase eingegriffen, wie Wälder oder
Moore. Der Bau von Windenergieanlagen ist weder erheblich anfällig gegenüber
hlitze noch gegenüber Kälte. Bei sehr hohen Windgeschwindigkeiten (Sturm) wer-
den Windenergieanlagen grundsätzlich ganz abgeschaltet.
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Da die Förderung des Ausbaus der erneuerbaren Energien zur Stromerzeugung
und Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien an der Stromversorgung zentrale
Elemente für den Klimaschutz sind, kommt das Repowering-Vorhaben des Bebau-

ungsplans Nr. 50 den Erfordernissen des Klimaschutzes quasi als Maßnahme, die
dem Klimawandel entgegenwirken soll, entgegen.

6.2. 8 Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung

Die geplanten Windenergieanlagen bestehen im Wesentlichen aus Beton, Stahl
und GFK (Glasfaserverstärkter Kunststoff). Bei der Errichtung fallen in sehrgerin-
gern Umfang Abfälle an (z. B. Verpackungsmaterial, Putzlappen, Kabelreste). Im
laufenden Betrieb der geplanten Windenergieanlagen fallen in sehr geringem Um-
fang Abfälle wie Altöl, Ölfilter u.a. an. Die Abfälle werden ordnungsgemäß entsorgt.

Der Rückbau umfasst neben den 17 Alt-Anlagen auch den Rückbau derzugehöri-
gen Kranstellflächen und Abschnitte der Erschließungswege, die für den Neubau
und Betrieb der 10 Windenergieanlagen nicht mehr benötigt werden.

Nach der Nutzungsaufgabe der Alt-Anlagen werden die Anlagen fachgerecht zu-
rückgebaut. Es verbleiben keine wassergefährdenden, brennbaren oder sonstigen
Abfälle auf den Flächen zurück. Die Alt-Anlagen werden in Gänze verkauft oder
dem Ersatzteilmarkt zugeführt. Alternativ wird die gesamte Alt-Anlage verschrottet.
Der in den Alt-Anlagen verwendete Stahl wird als Stahlschrott als Zusatzstoff in
der Stahlerzeugung eingesetzt. Das Betonrecyclingmaterial wird untersucht und
kann in der Regel bei der Erstellung von Wegen und Flächen eingesetzt werden.
Kupfer, Aluminium und andere verwendete NE-Metalle können sortenrein gewon-
nen werden und in den Rohstoffkreislauf wieder eingespeist werden. Die Bestand-
teile aus Glasfaser verstärktem (GFK) oder Kohlefaser verstärktem (CfK) Kunst-
stoff werden zerkleinert und soweit möglich der stofflichen Verwertung zugeführt.

Als Sonderabfälle treten Öle, Fette und Elektroschrott auf, diese werden der stoff-
lichen/energetischen Verwertung oder Beseitigung zugeführt (GE Renewable
Energy2018112).

Die Fundamente der Alt-Anlagen werden bis zur Unterkante der Sauberkeits-
Schicht bzw. gemäß Genehmigung nach Bundesimmissionsschutzgesetz zurück-
gebaut. Nach Abschluss des Rückbaus entsteht an den ehemaligen Standorten
der Alt-Anlagen, der Wege und der Kranstellflächen jeweils wieder eine landwirt-
schaftlich genutzte Fläche.

Das Material aus dem Rückbau der Kranstellf lachen und Zuwegungen kann ent-
weder für den Neubau von Kranstellflächen und Wegen verwendet oder muss zur

Entsorgung in dafür vorgesehenen Deponien abgefahren werden.

112 GE Renewable Energy 2018: Technische Dokumentation Windenergieanlage 158 m
Rotordurchmesser - Rückbaukosten und Maßnahmen bei Betriebseinstellung.

Seite 183 von 197



PROKOM

6.3 Zusätzliche Angaben

6.3.1 Merkmale der verwendeten technischen Verfahren sowie Hinweise auf

Schwierigkeiten

Einzelne technische Verfahren, die bei der Umweltprüfung der jeweiligen Schutz-
guter genutzt wurden, sind dem Kapitel der Bestandsaufnahme der einschlägigen
Aspekte des derzeitigen Umweltzustands (Basisszenario) und der Umweltmerk-
male sowie Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfüh-
rung der Planung zu entnehmen.

Während der Bearbeitung des Umweltberichtes kam es zu keinen Schwierigkeiten
bei der Zusammenstellung der Unterlagen.

6. 3.2 Maßnahmen zur Überwachung

Gemäß § 4c BauGB sollen die Gemeinden die erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, über-
wachen, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig
zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergrei-
fen.

Soweit die Auswirkungen von Lärm und Schatten bei den Geräusch- und Schat-
tenwurfgutachten auf der Grundlage von Prognosen ermittelt wurden, wird zu ei-
nern späteren Zeitpunkt überprüft, ob der zu Grunde gelegte Prognosezustand tat-
sächlich eingetreten ist.

Zur abschließenden Beurteilung des artenschutzrechtlichen Tötungsrisikos kann
ein nachgeschaltetes Höhenmonitoring über 1 bis 2 Jahre durch den Vorhabenträ-
ger, in diesem Fall an drei der zwölf im Vorranggebiet geplanten Windenergiean-
lagen, durchgeführt werden (Zeitraum 10. 05. bis 30. 09). Eine Anpassung des Ab-
schaltalgorithmus kann nach Vorlage der vollständigen Daten des Höhenmonito-
rings im Rahmen eines Änderungsverfahrens auf der Grundlage eines immissi-
onsschutzrechtlichen Antrages bewirkt werden.

6.3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung

Der Plangeltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 50 in Süsel hat eine Gesamtflä-
ehe von rd. 218, 9 ha.

Derzeit befinden sich im Gemeindegebiet Süsel im bestehenden Windpark 1 7 An-
lagen. Die bestehenden Windenergieanlagen im Vorranggebiet für die Windener-
gienutzung PR3-OHS-062 aus der Teilaufstellung des Regionalplans für den Pla-
nungsraum III (Sachthema Windenergie an Land) Stand 31. 12. 2020 sollen durch
ein Repowering abgebaut und durch 10 neue höhere Windenergieanlagen ersetzt
werden. Nach der Nutzungsaufgabe werden die Alt-Anlagen fachgerecht zurück-
gebaut, sodass keine wassergefährdenden, brennbaren oder sonstigen Abfälle zu-
rückbleiben. Innerhalb des Vorranggebietes für die Windenergienutzung sind auf
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dem Gebiet der Gemeinde Scharbeutz noch 2 weitere Windenergieanlagen ge-

plant.

Der Plangeltungsbereich befindet sich im Kreis Ostholstein und liegt westlich der
Lübecker Bucht. Die Bundesstraße B 432 verläuft südlich des Vorranggebietes für
die Windenergienutzung von West nach Ost. Naturräumlich gehört der Plangel-
tungsbereich zum Ostholsteinischen Hügelland, welches durch zahlreiche Seen,
ein hügeliges Relief und Waldbereiche geprägt ist.

Die Flächen im Plangeltungsbereich werden landwirtschaftlich genutzt, wobei der
Schwerpunkt auf der ackerbaulichen Nutzung liegt. In der Umgebung des Plangel-
tungsbereichs liegen mehrere Ortschaften: Schwienkuhlen, Gießelrade, Barkau,
Ottendorf, Gothendorf, Fassensdorf, Kesdorf, Woltersmühlen, Ekelsdorf, Pönitz,
Steenrade Siedlung, Gleschendorf und Holstendorf. Weiterhin bietet die Umge-
bung mit einigen naturnahen Waldbereichen und den Seen im Nordosten eine be-
sondere Erlebnisqualität und gute Wandermöglichkeiten für Erholungssuchende.

Infolge des Repowerings ist tagsüber nicht mit einer unzumutbaren Lärmimmission
auf die umliegenden Wohnstandorte der Ortschaften zu rechnen. Auch bei Einhal-
tung eines schallreduzierten Betriebes zur Nachtzeit, können die Immissionswerte
an den umliegenden Wohnstandorten eingehalten werden. Bezüglich des Schat-
tenwurfes durch die Windenergieanlagen sind zeitweise Abschaltungen einiger
Anlagen notwendig, um die zulässige Beschattungsdauer von 30 Minuten pro Tag
an allen Wohnstandorten einzuhalten. Hinderniskennzeichnungen von Windener-
gieanlagen und Eiswurf stellen keine Gefahren für Anwohner und Erholungssu-
chende dar.

Der Plangeltungsbereich befindet sich Z.T. innerhalb von archäologischen Interes-
sengebieten. Im Zulassungsverfahrens ist daher eine archäologische Voruntersu-
chung durchzuführen.

Im Vorranggebiet wurden Vögel und Fledermäuse kartiert; zudem wurden poten-
zielle Vorkommen von Säugetieren, wie der Haselmaus sowie Amphibien, Repti-
lien und geschützte Arten, wie Fische, Käfer, Libellen, Schmetterlinge und Weich-
tiere erfasst.

Für die Vögel wurden in erster Linie die Brutstandorte und die Raumnutzung des
Vorranggebietes untersucht. Dabei war der Rotmilan die am häufigsten erfasste
Groß- und Greifvogelart im Vorranggebiet. Infolge des Repowerings im Vorrang-
gebiet steigt das Risiko einer Kollision und einer Tötung des Rotmilans durch den
Betrieb der Windenergieanlagen. Um eine Tötung zu vermeiden, müssen Maßnah-
men zum Schutz des Rotmilans getroffen werden. Hierfür wurde ein Maßnahmen-
konzept zum Schutz des Rotmilans erstellt. Eine der wichtigsten Maßnahmen zur
Vermeidung ist die Bereitstellung und Ausgestaltung von Ablenkflächen außerhalb
des Plangeltungsbereichs. Zudem sind Betriebsregulierungen der Windenergiean-
lagen in Abhängigkeit von den landwirtschaftlichen Nutzungserzeugnissen und
eine angepasste Pflege der Mastfußbereiche von Windenergieanlagen für eine
Verhinderung der Kollision des Greifvogels im Plangeltungsbereich erforderlich.
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Zum Schutz der im Plangeltungsbereich vorkommenden Brutvögel werden Bau-
zeitenregelungen und Vergrämungsmaßnahmen beim Bau der neuen Windener-
gieanlagen durchgeführt.

Die im Plangeltungsbereich erfassten Fledermausarten sind bei Einhaltung der
Vermeidungsmaßnahmen, wie Betriebsvorgaben und Bauzeitenbeschränkung so-
wie Beschränkungen der Zeiten für Gehölzrodungen nicht nachteilig durch das
Repowering betroffen. Aufgrund der geplanten Gehölzrodungen für die Zuwegun-
gen zu den Windenergieanlagen kann eine Gefährdung der potenziell im Vorrang-
gebiet vorkommenden Haselmaus eintreten. Um ein Töten der Haselmaus und
eine Beeinträchtigung ihres Lebensraums zu vermeiden, wurde ein Maßnahmen-
konzept ausgearbeitet. Neben den Regulierungen zu Bauzeiten und Knickrodun-
gen sind hier ebenfalls Maßnahmen zur Besatzkontrolle, Umsiedlung und Aufwer-
tung des Lebensraums festgelegt. Durch Bauarbeiten zur Grabenquerung können
die Lebensräume des Moorfrosches und Kammmolchs beeinträchtigt werden, so-
dass eine Regulierung der Bauzeiten zum Schutz der Amohibien notwendig ist.

Die geplanten Anlagenstandorte, Kranstellflächen und Zuwegungen der Wind-
energieanlagen im Plangeltungsbereich befinden sich fast ausschließlich auf in-
tensiv genutzten Ackerflächen. Bis auf temporäre Arbeitsflächen werden diese Flä-
chen dauerhaft in Anspruch genommen. Daneben müssen im Bereich der Zuwe-
gung Knicks abschnittsweise auf einer Länge von 99 m entnommen und 4 Einzel-
bäume entfernt werden. Der Ausgleich für die Knicks wird gemäß der gesetzlichen
Bestimmungen im Verhältnis 1 : 2 (198 m) und die Anzahl der auszugleichenden
Einzelbäume wird je nach Stammdurchmesser (6 Ausgleichsbäume) erbracht.

Der Plangeltungsbereich liegt nicht innerhalb eines FFH-Gebietes. Für das nächst-
gelegene FFG-Gebiet "Barkauer See" wurde eine FFH-Vorprüfung, für das FFH-
Gebiet "Schwartautal und Curauer Moor" eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durch-
geführt. Das Repowering im Plangeltungsbereich führt zu keiner Beeinträchtigung
der Erhaltungsziele der FFH-Gebiete.

Die Luft und das Klima werden durch das Repowering im Plangeltungsbereich
nicht relevant beeinflusst. Wenn überhaupt sind die positiven globalen Auswirkun-
gen auf die Luft- und Klimaqualität aufgrund der Verminderung der Emissionen aus
der Verbrennung fossiler Brennstoffe zu nennen.

Windenergieanlagen bedingen im Vergleich mit den meisten anderen flächenbe-
anspruchenden Vorhabentypen zur Energieerzeugung i. d. R. eine nur geringe In-
anspruchnahme von Flächen. Dies ist auf die Verlagerung des Vorhabens in die
Vertikale zurückzuführen. Für den Bau der Kranstellflächen und der Windenergie-
anlagen werden für die Dauer von wenigen Wochen Baustraßen und Arbeitsflä-
chen angelegt. Durch den Einsatz von Stahlplatten können Bodenverdichtungen
der darunterliegenden Bodenschichten verhindert werden. Dauerhafte Beeinträch-
tigungen des Boden- und Wasserhaushaltes werden durch die baubedingte Flä-
cheninanspruchnahme nicht erwartet, da die überbauten Flächen durch eine (in-
tensive) landwirtschaftliche Nutzung gekennzeichnet und dementsprechend vor-
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belastet sind. Bei den entstehenden permanenten Versiegelungen für Zuwegun-
gen, Kranstellflächen und Fundamentgründungen kommt es dauerhaft zu einem
Verlust der Bodenfunktionen in den betroffenen Bereichen.

Durch das geplante Repowering werden insgesamt etwa 25. 949 m2 Fläche durch

die Anlage von Zuwegungen und Kranstellflächen beansprucht (Teilversiegelung).
Für die Fundamentgründung werden weitere 5. 230 m2 beansprucht (Vollversiege-

lung). Bei den rückzubauenden Windenergieanlagen kommt es zu Entsiegelung
im Bereich der Zuwegung und Kranstellflächen in Höhe von insgesamt 11. 754 m2

und im Bereich der Fundamente in Höhe von insgesamt 5. 100 m2. Für die Teilver-

siegelung durch Kranstellflächen und Zuwegungen entsteht nach Abzug der Ent-
siegelungen nach dem Rückbau der bestehenden Windenergieanlagen ein Aus-
gleichsbedarf von insgesamt 4. 399 m2. Das Material aus dem Rückbau der Kran-

Stellflächen und Zuwegungen kann entweder für den Neubau von Kranstellflächen
und Wegen verwendet oder muss zur Entsorgung in dafür vorgesehenen Depo-
nien abgefahren werden.

Zudem kommt es in vier Bereichen zu einer Grabenverrohrungen auf einer Länge

von insgesamt 30, 4 m. Beeinträchtigungen, die durch Versiegelungen und Gra-
benverrohrung entstehen, werden nach Naturschutz- und Wasserrecht kompen-
siert. Infolge der Grabenverrohrung für die geplanten Windenergieanlagen entsteht
ein Ausgleichsbedarf von insgesamt 112,2 m2.

Die Landschaft im Plangeltungsbereich und im Umfeld (15-facher Radius der An-
lagengesamthöhe) ist geprägt durch kuppiges und hügeliges Geländerelief mit
zahlreichen Seen und einem dichten Knicknetz. Eine Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes durch Windenergieanlagen entsteht v. a. durch visuelle Veränderun-
gen. Der erforderliche Ausgleich für Eingriffe in das Landschaftsbild wird über ei-
nen flächigen Ausgleichsbedarf von 383. 486 m2 (rd. 38, 4 ha) erbracht.

Neben dem Ausgleich für den Eingriff in Boden, Wasser, Pflanzen und Landschaft
ist gemäß gesetzlicher Vorschriften auch ein Ausgleich für den Eingriff in den Na-
turhaushalt zu erbringen. Die Summe der Beeinträchtigungen des Naturhaushal-
tes durch die einzelnen Windenergieanlagen des geplantes Repowerings ergibt
einen Umfang von insgesamt 217. 889 m2 (rd. 21,8 ha).

Für den Ausgleich des Eingriffs durch das Repowering nutzt der Vorhabenträger
vertragliche Sicherung von Flächen im Bereich des Schwartautals, Ausgleichsflä-
chen im Bereich des Vorranggebietes und ökokonten.

Ein Zusammenwirken des Repowerings im Plangeltungsbereich mit anderen Vor-
haben und Tätigkeiten ist ebenso wie anderweitige Planungsmöglichkeiten nicht
gegeben. Die Flächen fürWindenergienutzung werden durch die Landesplanungs-
behörde in Form von Vorranggebieten vorgegeben. Insofern ergeben sich im Ge-
meindegebiet Süsel räumlich gesehen keine Alternativen.

Unfälle oder Katastrophen durch das Repowering im Plangeltungsbereich sind
nicht zu erwarten. Die Unfallgefahr für Menschen durch Umkippen oder Herabfal-
len von Teilen der Windenergieanlagen ist zwar grundsätzlich gegeben, kann je-
doch durch die überwiegende Flächennutzung als landwirtschaftliche Ackerfläche
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ausgeschlossen werden. Weiterhin befinden sich weder im Plangeltungsbereich
noch im Umfeld Betriebe, die eine schädliche Wirkung auf die Windenergieanlagen
im Plangeltungsbereich ausüben können.

Insgesamt kann festgestellt werden, dass im Rahmen der Realisierung des
Repowerings unter Einhaltung der Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen verbleiben werden.
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7 Nachrichtliche Übernahmen

Die Grenzen des Vorranggebietes gemäß Teilaufstellung des Regionalplans und
gemäß Mitteilung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung durch die Lan-
desplanungsbehörde innerhalb des Plangeltungsbereichs sind nachrichtlich dar-
gestellt.

Die vorhandenen Knicks im Plangeltungsbereich sind nach § 30 Abs. 2 BNatSchG
i.V. mit § 21 Abs. 1 Nr. 4 LNatSchG geschützt.

Die vorhandenen Bäche und Kleingewässer im Plangeltungsbereich sind nach
§ 30 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG geschützt.

Die vorhandenen Sumpfwälder sind geschützt.

Die vorhandenen Röhrichte sind geschützt gemäß § 30 Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG.

Die vorhandenen artenreichen Steilhänge und Bachschluchten sind geschützt ge-
maß § 21 Abs. 1 Nr. 5 LNatSchG zu § 30 BNatSchG.

8 Erforderliche Maßnahmen zur Umsetzung des Bebauungs-
plans

8. 1 Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 50

Die Umsetzung des vom Vorhabenträger vorgelegten Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans wird im Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 50 geregelt. Die Inhalte des Durchführungsvertrags sind dabei zwischen
dem Vorhabenträger und der Gemeinde Süsel abgestimmt worden.

Der Durchführungsvertrag beinhaltet im Einzelnen folgende wesentlichen Durch-
führungsverpflichtungen des Vorhabenträgers:

a) die Errichtung und den Betrieb von insgesamt bis zu 10 Windenergieanlagen
mit einer Gesamthöhe von bis zu 200 Metern einschließlich der erforderlichen

Kranstell- und Montageflächen auf dem Gebiet der Gemeinde Süsel,

b) die Errichtung eines internen Kabelnetzes, einschließlich der erforderlichen
Schalt-, Mess-, Transformator- und Übergabestationen und den Anschluss an
das öffentliche Netz,

c) die Herstellung der Zuwegungen und Kranstellflächen,

d) unter Vorbehalt der Zustimmung der Genehmigungsbehörde und der Luftfahrt-
behörde wird der Vorhabenträger:

. statt einer Tagesbefeuerung rot/weiß gefärbte Rotorspitzen und ggf. eine
farbliche Markierung des Maschinenhauses verwenden,
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. für die Nachtbefeuerung ein rotes Blinklicht mit reduzierter Leuchtstärke auf
dem Maschinenhaus (so genannte "w-rot" - Befeuerung) und eine Hindernis-
befeuerung am Turm, die auf möglichst wenige Ebenen reduziert wird, ver-
wenden,

. die Blinkfeuer der Windenergieanlagen synchronisieren,

. die Nennlichtstärke der Windenergieanlagen sichtweitenabhängig, soweit
möglich, reduzieren,

. eine bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung (BNK) installieren bzw. den
Windpark in ein bestehendes BNK-System einbinden.

e) die Windenergieanlagen WEA 01 bis 10 spätestens 1 2 Monate nach endgültiger
Außerbetriebnahme der jeweiligen Windenergieanlage vollständig zurückzu-
bauen. Der Rückbau umfasst:

. die gesamte Windenergieanlage einschließlich des Betonkörpers des Fun-
daments bis zur Unterkante der Sauberkeitsschicht,

. die zugehörige Infrastruktur, wie Wege und Nebenanlagen.

. Die Kabel- und Kommunikationsleitungen verbleiben nach Betriebsaufgabe
im Boden.

f) zur Sicherung der Rückbauverpflichtung nach Absatz (e) übergibt der Vorha-
benträger der Gemeinde mit Inbetriebnahme der Windenergieanlagen eine
selbstschuldnerische, unbefristete, von der Einrede der Vorausklage befreite
Bürgschaft eines deutschen Kreditinstituts:

. die Höhe der Bürgschaft belauft sich auf die voraussichtlichen Rückbaukos-
ten,

. zum Nachweis muss der Vorhabenträger einen Kostenvorschlag vorlegen,

. die Bürgschaft ist nach dem Rückbau der jeweiligen Windenergieanlage an
den Vorhabenträger zurückzugeben.

. Die Inbetriebnahme und ein Rückbau der Windenergieanlagen sind der Ge-
meinde zum jeweiligen Zeitpunkt schriftlich anzuzeigen.

g) Umsetzung der naturschutzrechtlichen Maßnahmen, insbesondere:

. die Ausgleichsmaßnahmen entlang der Schwartau auf Flächen in einem Um-
fang von 19, 69 ha,

. die Ausgleichsmaßnahmen am westlichen Rand des Plangeltungsbereichs
des Bebauungsplans Nr. 50 auf Flächen in einem Umfang von 5,26 ha,

. Kauf von Ökopunkten in einem Umfang von 35, 6315 ha,

. naturschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen innerhalb des Plangel-
tungsbereichs,

. artenschutzrechtliche Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen für Kranich
und Haselmäuse innerhalb und außerhalb des Plangeltungsbereichs.
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h) Der Vorhabenträger hat den Ausbau geeigneter Straßen und Wege im Gebiet
der Gemeinde in Abstimmung mit der Gemeinde hinsichtlich Art und Umfang
entsprechend den Regeln der anerkannten Bautechnik und technisch einwand-
frei herzustellen. Ein etwaiger Ausbau ist zwei Wochen vor Beginn der Ge-
meinde schriftlich anzuzeigen. Auf Verlangen der Gemeinde beseitigt der Vor-
habenträger derartige Ausbauten nach dem Rückbau derWindenergieanlagen.
Die Kosten des Ausbaus, des dafür erforderlichen Unterhalts und des Rückbaus
trägt der Vorhabenträger.

h) vor Inbetriebnahme der geplanten Windenergieanlagen WEA 01 bis 10 die be-
stehenden Windenergieanlagen WEA alt 1 bis 17 außer Betrieb zu setzen und
einschließlich der Infrastruktur, die nicht für die geplanten WEA 01 bis 10 benö-
tigt wird, innerhalb von 12 Monaten, beginnend ab Außerbetriebnahme der je-
welligen WEA alt (Frist), vollständig zurückzubauen. Der Rückbau umfasst:

. die gesamte Windenergieanlage einschließlich des Betonkörpers des Fun-
daments bis zur Unterkante der Sauberkeitsschicht,

. die zugehörige Infrastruktur, wie Wege und Nebenanlagen.

. Die Kabel- und Kommunikationsleitungen verbleiben nach Betriebsaufgabe
im Boden.

Der Vorhabenträger strebt an, die Genehmigung nach dem BlmSchG im An-
schtuss an die Abwägung der frühzeitigen Behörden- und Öffentlichkeitsbeteili-
gung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 50 und zur 4. Änderung des
Flächennutzungsplans der Gemeinde Süsel zu beantragen. Sollte dies nicht mög-
lich sein, Z. B. aufgrund von behördlichen Vorgaben, verpflichtet sich der Vorha-
benträger, die Genehmigung nach dem BlmSchG spätestens innerhalb von einem
Jahr nach dem Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 50 zu
beantragen. Sie verpflichten sich, nach Rechtskraft der Genehmigung nach dem
BlmSchG innerhalb von zwei Jahren an einer Ausschreibung zur Förderung von
EEG-Strom der Bundesnetzagentur teilzunehmen. Nach Zuschlagserteilung und
Vorlage der Netzanschlusszusage verpflichtet sich der Vorhabenträger, das Vor-
haben innerhalb von 30 Monaten umzusetzen. Die Frist zur Umsetzung des Vor-
habens kann mit Zustimmung der Gemeinde verlängert werden.

Der Durchführungsvertrag wurde unter der aufschiebenden Bedingung des Sat-
zungsbeschlusses zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 50 vom Vorha-
benträger und der Gemeinde Süsel unterzeichnet und ist mit dem Satzungsbe-
schluss am XX.XX.XXXX in Kraft getreten.

8.2 Bodenordnende Maßnahmen

Für die Umsetzung des Bebauungsplans Nr. 50 sind keine bodenordnenden Maß-
nahmen nach dem Baugesetzbuch erforderlich. Es sind keine öffentlichen Er-
schließungs- und Ausgleichsmaßnahmen notwendig oder geplant.
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9 Kosten und Finanzierung

Alle entstehenden Kosten, die über die reinen Baukosten für die Windenergiean-
lagen hinausgehen, wie Z. B. für den Bau der Erschließungswege im Plangeltungs-
bereich, für die Erdverkabelung und für die Umsetzung der naturschutzrechtlichen
Ausgleichsmaßnahmen sind vom Vorhabenträger zu tragen. Entsprechende Re-
gelungen zur Kostenübernahme sind in den Durchführungsvertrag eingeflossen
(siehe Ziffer 8. 1).

Zusammenfassende Kostenübersicht (die Gemeinde Süsel betreffend)

> unmittelbar: keine

> mittelbar: keine

10 Hinweise

Anforderungen bezüglich Schall

Für die Genehmigung der Windenergieanlagen durch das zuständige Landesamt
für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein
(LLUR) soll der Nachweis geführt werden, dass durch den Betrieb der geplanten
Windenergieanlagen WEA 01 bis 10 die Anforderungen der TA Lärm (Stand
01.06.2017) unter Berücksichtigung der Hinweise der Bund-/Länder-Arbeitsge-
meinschaft zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen (Stand 30.06.2016)
und des Erlasses "Einführung der aktuellen LAI-hlinweise zum Schallimmissions-
schütz bei Windkraftanlagen in Schleswig-Holstein" des Ministeriums für Energie-
wende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des Landes Schleswig-
Holstein (MELUND) eingehalten werden.

Tagsüber werden beim Betrieb der geplanten Windenergieanlagen WEA 01 bis 10
im Plangeltungsbereich im leistungsoptimierten Betrieb die Immissionsrichtwerte
der schutzbedürftigen Nutzungen im Einwirkungsbereich derWindenergieanlagen
eingehalten.

Nachts sind zur Einhaltung der Immissionsrichtwerte einzelne Windenergieanla-
gen im Plangeltungsbereich schaltreduziert zu betreiben. Im Fall einer zukünftigen
Nutzungsänderung im Einwirkungsbereich der Windenergieanlagen (z. B. Wegfall
von relevanten Immissionsorten) kann gegebenenfalls bei einzelnen Windenergie-
anlagen eine Erhöhung genehmigter Schallleistungspegel erwogen werden. Die
Realisierbarkeit ist dann wiederum durch ein schalltechnisches Gutachten nach-

zuweisen.

Anforderungen bezüglich Schattenwurf

Für die Genehmigung der Windenergieanlagen WEA 01 bis 10 durch das zustän-
dige Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein (LLUR) soll der Nachweis geführt werden, dass durch den Be-
trieb der geplanten Windenergieanlagen WEA 01 bis 10 die Anforderungen der
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"Hinweise zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von Wind-
energieanlagen (Windenergieanlagen-Schattenwurf-Hinweise)" des Länderaus-
Schusses für Immissionsschutz (LAI) bei den nächstgelegenen Wohnhäusern im
Einwirkungsbereich derWindenergieanlagen eingehalten werden.

Bei einigen nächstgelegenen Wohnhäusern im Einwirkungsbereich der Windener-
gieanlagen WEA 01 bis 10 kommt es zu einer Überschreitung der vom LAI emp-
fohlenen Richtwerte von 30 Stunden maximal möglicher Beschattungsdauer pro
Kalenderjahr und von 30 Minuten maximal möglicher Beschattungsdauer pro Ka-
lendertag. Für einzelne Windenergieanlagen ist der Einsatz einer Anlagenabschal-
tung für Zeiten real auftretenden oder astronomisch möglichen Schattenwurfs an
den betroffenen Immissionsorten vorzusehen.

Im Fall einer zukünftigen Nutzungsänderung im Einwirkungsbereich derWindener-
gieanlagen (z. B. Wegfall von relevanten Immissionsorten) kann gegebenenfalls
bei einzelnen Windenergieanlagen ein Wegfall der Anlagenabschaltung erwogen
werden. Die Realisierbarkeit ist dann wiederum durch Anfertigung eines Schatten-

wurfgutachtens nachzuweisen.

Bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung

Die bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung der Windenergieanlagen WEA 01 bis
10 ist gemäß den Anforderungen der aktuellen Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu installieren. Die Verpflichtung und
der Zeitpunkt zur Installation wird im Durchführungsvertrag nach §12 Abs. 1
BauGB zwischen der Gemeinde und dem Vorhabenträger geregelt.

NaturschutzrechtlicheAusgleichsmaßnahmen

Die in der Ziffer 6. 2. 5. 3 der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 50 vorgegebenen
Maßnahmen sind naturschutzrechtlicheAusgleichsmaßnahmen, durch die die Ein-
griffe in Natur und Landschaft durch die Errichtung der WEA 01 bis 10 vollständig
ausgeglichen werden.

Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG

Wenn die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen gemäß Ziffer 6.2.5.2
der Begründung umgesetzt werden, kann davon ausgegangen werden, dass dem
Vorhaben keine unüberwindbaren artenschutzrechtlichen Hindernisse entgegen-
stehen und das Eintreten von Verboten des § 44 BNatSchG vermieden wird.

Archäologische Denkmale

Die überplante Fläche befindet sich teilweise in einem archäologischen Interes-
sengebiet. Bei der überplanten Fläche handelt es sich daher gemäß § 12 Abs. 2
Nr. 6 DSchG um Stellen, von denen bekannt ist oder den Umständen nach zu
vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen Be-
reichen bedürfen demnach der Genehmigung des Archäologischen Landesamtes.

Auf den denkmalrechtlichen Genehmigungsvorbehalt gemäß § 12 Abs. 1 DSchG
wird hingewiesen.

Seite 195 von 197



PROKOM

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder
über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflich-
tung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin
oder den Besitzer des Grundstücks, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die
nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unver-
änderten Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oderAufwen-

düngen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach
Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbe-
schaffenheit.

Verfügungsstreifen an Gewässern

Gemäß den Vorgaben des Wasser- und Bodenverbandes Ostholstein ist neben
offenen Gewässern ein beidseitiger Verfügungsstreifen von mindestens 5 m Breite
für die Durchführung von maschinellen Unterhaltungsarbeiten durchgängig von
jeglicher Bebauung, Befestigung und Anpflanzungen freizuhalten. Bei verrohrten
Gewässern und Rohrleitungen gilt ein Abstand von 6 m Breite beidseitig der Rohr-
leitungsachse als Verfügungsstreifen. Kreuzungen von Gewässern mit Ver- und
Entsorgungsleitungen sind grundsätzlich unter den Gewässern mit einem Sicher-
heitsabstand von mindestens 1,50 m zur Gewässersohle oder Rohrleitungssohle
auszuführen. Bei Kreuzungen von verrohrten Gewässern sind auf beiden Seiten
Kontrollschächte zu errichten.

Beleuchtung

Alle Lichtquellen sind so abzuschirmen, dass eine Blendung der Verkehrsteilneh-
mer auf den klassifizierten Straßen nicht erfolgt. Die Abschirmung hat auf Privat-
grund zu erfolgen. Sie sind so auszubilden, dass sie durch ihre Form, Farbe, Größe
oder dem Ort und die Art der Anbringung nicht zu Verwechslungen mit Verkehrs-
zeichen und -einrichtungen Anlass geben oder deren Wirkung beeinträchtigen
können.
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11 Beschluss

Diese Begründung wurde in der Sitzung der Gemeindevertretung am 29. 04. 2021
gebilligt.

Süsel, den 1 3. SB?. 2021

^x:^
f/ofe"^

/7^x/vui^

A. Boonekamp
- Bürgermeister
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